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Vorwort der Herausgeberin

Im Jahr 2022 haben Dr. Julia Dorner und Hon. Prof. Dr. Wolfgang Steiner die Aktua-
lisierung des 9. Teils über die Gemeindeorgane besorgt und damit ein zentrales Kapitel des
Gemeinderechts auf den aktuellen Stand gebracht. Außerdem wurde das Stichwortver-
zeichnis grundlegend überarbeitet und soll den Nutzerinnen und Nutzern des Handbuchs
„Das österreichische Gemeinderecht“ der leichteren Orientierung dienen.

Mit der Ergänzungslieferung von September 2022 und der vorliegenden Ergänzungs-
lieferung wird das Handbuch um drei Kapitel ergänzt. Sie befassen sich mit zentralen
Zuständigkeitsbereichen der Gemeinden und ergänzen auf diese Weise die Darstellung des
österreichischen Gemeinderechts um wichtige Themen. Für die Bearbeitung der neuen
Teile konnten Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen der jüngeren Generation gewon-
nen werden: Univ.-Ass. Dr. Maximilian Hofmann (Universität Linz) hat den 19. Teil zur
Örtlichen Raumplanung vorgelegt. Univ.-Ass. Dr. Martina Almhofer (WU Wien) besorgte
den 20. Teil zum Baurecht. Univ.-Ass. Dr. Laura Pavlidis und Univ.-Ass. Florian Schlintl
(beide WU Wien) zeichnen für den 21. Teil zur Örtliche Sicherheitspolizei, Sittlichkeits-
polizei und Veranstaltungspolizei verantwortlich. Univ.-Prof. Dr. Arno Kahl hat zudem
den 18. Teil „Gemeinden in der EU“ aktualisiert. Ihnen allen sei ebenso wie den langjähri-
gen Autorinnen und Autoren für die Mitarbeit an dem Handbuch herzlich gedankt.

Mit den wesentlichen Ergänzungen, die das Handbuch „Das österreichische Gemein-
derecht“ erfahren hat, und mit den regelmäßigen Aktualisierungen bleibt zu hoffen, dass
das Werk in der Praxis der Gemeinden und bei allen, die sich mit dem Gemeinderecht
beschäftigen, freundliche Aufnahme finden.

Wien, im Juni 2023 Katharina Pabel
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Vorwort der Herausgeber zur ersten Ausgabe

Der Staatsaufbau Österreichs beruht ganz entscheidend auf der Existenz und dem
Funktionieren der gerne als „unterste Verwaltungseinheiten“ bezeichneten und beschrie-
benen Gemeinden. Diese Bezeichnung provoziert die kurzschlüssige Vorstellung, die
Gemeinden seien unter den Gebietskörperschaften, also im Vergleich mit Bund und Län-
dern die niederrangigsten und am wenigsten bedeutsamen Verwaltungsträger. Diese Sicht-
weise ist grundsätzlich fehlerhaft und falsch.

Staatsrechtlich handelt es sich bei den Gemeinden um eine dritte, auf dem Gedanken
der Gebietshoheit gründende Verwaltungsebene, die zwar im Interesse der Koordination
mit den anderen Verwaltungsebenen der Staatsaufsicht unterliegt, gleichwohl kraft ihrer
Unabhängigkeit in ihrer Organisation und ihrem Aufgabenbereich einen im Prinzip den
beiden anderen Verwaltungsebenen gleichrangigen Charakter besitzt. Die für die heutige
Rechtsgestalt der Gemeinde maßgebliche und grundlegende Gemeindeverfassungsnovelle
des Jahres 1962 begründete eine besondere Garantie gemeindlichen Eigenlebens – eine
Garantie, wie sie vergleichsweise weder die Bundes- noch die Landesverwaltung ihr Eigen
nennt. Auch wenn hier – im Gegensatz zu manchem Autor – nicht so weit gegangen wird,
der Gemeindeselbstverwaltung die Weihe des nur mittels Volksabstimmung abdingbaren
Baugesetzes im Sinne des Art 44 Abs 3 B-VG für sich oder im Zusammenhang mit dem
demokratischen Prinzip des Art 1 B-VG zuzumessen: Die Erläuterungen zur genannten
Gemeindeverfassungsnovelle 1962 lassen erkennen, dass der Verfassungsgesetzgeber damit
ein Verwaltungsmodell verwirklichen wollte, das dem Gedanken der Subsidiarität verhaftet
ist und insoweit geradezu den Vorrang der kleineren vor der größeren Verwaltungseinheit
zu verwirklichen sucht.

Mag auch die praktische Anwendung dieser, für die Gemeinden maßgeblichen Sub-
sidiaritätsvorstellung umstritten sein, so bekräftigt sie dennoch bereits die für den Staats-
aufbau fundamentale Bedeutung der Gemeinden: Diese erwächst nicht zuletzt aus der den
Gemeinden gesicherten Selbstverwaltung; durch sie ist sie für den Bürger nicht die „dritte“,
sondern gleichsam die „erste“ Verwaltungsebene.

Für den Bürger, den Kunden oder Klienten der Verwaltung, ist die Gemeinde die erste
Ansprechadresse, wenn er Verwaltungsdienstleistungen in Anspruch nehmen will oder
muss. Die besondere Organisation der Gemeindeverwaltung als Selbstverwaltung stellt die
Partizipation des Bürgers an der Verwaltung in einer Weise sicher, dass sie als Verwaltung
durch die Verwalteten selbst eine besondere Form der Volksherrschaft, also der Demo-
kratie, bewirkt.

Alle diese Grundgedanken finden ihren Niederschlag in der besonderen staatsrecht-
lichen Position der Gemeinden: Ihnen ist ausdrücklich in Art 116 Abs 1 B-VG das verfas-
sungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Selbstverwaltung eingeräumt. Der Verfassungs-
gerichtshof ist gem Art 119 a Abs 9 B-VG zur Verteidigung dieses Grundrechts gegenüber
den staatlichen Aufsichtsbehörden berufen. Zugunsten der Gemeinden wurde also eine
Grundrechtsposition geschaffen, die in unvergleichlicher Weise die von der Gemeinde im
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eigenen Wirkungsbereich in Selbstverwaltung wahrzunehmende Aufgabenfülle mit dem
besonderen verfassungsgerichtlichen Schutz einer potenziellen Verfassungsbeschwerde
verbindet.

Diese staatsrechtliche Rolle der Gemeinde als Verwaltungs- und gleichzeitig Grund-
rechtsträger prädestiniert sie, ihre von der verfassungsrechtlichen Gestalt der „örtlichen
Gemeinschaft“ (vgl Art 118 Abs 2 B-VG) geprägten Verwaltungsaufgaben und -leistungen
mit besonderer innovatorischer Kraft, unter Berücksichtigung möglichst aktueller Ein-
sichten, zukunftsorientierter Verwaltungsmethoden sowie auf dem jeweils letzten Stand
der modernen Informations- und Kommunikationstechnologie zu erbringen. Ein bekann-
tes Wort missbrauchend ist die Gemeinde eine kleine Welt, in der die große ihre Probe hält.
In der Gemeinde finden Strukturreformen zugunsten flacher, bürgernaher Organisations-
muster statt, hier setzt der praxisnahe Einsatz betriebswirtschaftlicher Steuerungsinstru-
mente ein, wie sie insbesondere mit dem Wort von der „New Public Administration“
beschrieben werden. Das bedeutet, dass im Sinne einer „wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung“ definierte Verwaltungsergebnisse oder -ziele („Outputs“) angestrebt wer-
den, dass dabei, wenn möglich, Marktmechanismen genutzt werden und die Leistungser-
bringung strikt kostenorientiert verläuft. In vielen Gemeinden wird die Einführung von
Qualitätsmanagement erprobt usw usf. Mehr als jede andere Verwaltungsebene lädt die
Gemeindeselbstverwaltung zur Einbeziehung „betroffener“ Bürger in die kommunalen
Entscheidungsprozesse ein (etwa durch Bürgerversammlungen oder Bürgerbefragungen).
Die Gemeindeverwaltung praktiziert andererseits die Auslagerung ihrer relativ selbständig
wirtschaftenden Einheiten vor allem im Bereich Infrastruktur, aber auch in der Daseins-
vorsorge.

Dieser kontinuierliche Erneuerungs- und Modernisierungsprozess, dem die Gemein-
deverwaltung unter Bewahrung ihrer aus dem 19. Jahrhundert stammenden liberal-demo-
kratischen Wurzel verhaftet ist, bedarf zu seiner Bewältigung entsprechender Rechtsgrund-
lagen. Jene Rechtsgrundlagen in einer Form darzustellen, die das Alte mit dem Neuen,
Zukunftsweisenden verbindet, war die Absicht bei der Herausgabe des vorliegenden Hand-
buchs. Es vereint bewusst und gezielt Autoren aus der Wissenschaft mit kommunalen
Praktikern, die ihre Beiträge nach der Absicht der Herausgeber nicht einfach nebeneinan-
der, sondern stets aufeinander bezogen und vereinzelt auch – hoffentlich produktive –
Widersprüche nicht meidend verfassten.

Die Herausgeber haben primär den Autoren zu danken, die sich dem manchmal nicht
ganz einfachen, vorgegebenen Rahmen einfügten. Dieser Rahmen bestand in der Absicht,
ein Erläuterungswerk zu den einzelnen Bestimmungen des Gemeinderechts zu verfassen,
ein Rechtsgebiet, das neun Gemeinderechtsordnungen und zusätzlich die Stadtrechte der
Statutarstädte in all ihrer Unterschiedlichkeit im Detail umfasst, mögen die Regelungen
auch zur gleichen Thematik und nach einem jeweils ähnlichen Regelungsgrundmuster
getroffen worden sein. Darum ist an die Spitze der einzelnen Beiträge bzw am Beginn ihrer
einzelnen Unterabschnitte auch jeweils ein Rechtsquellenverzeichnis gestellt, das über die
nachfolgend im Text kommentierten Bestimmungen Aufschluss gibt und das bei konkre-
ten Rechtsproblemen das Auffinden und die unumgängliche Lektüre der Rechtstexte selbst
erleichtern soll.

Zur Gestaltung des vorliegenden Buches: Es bildet ein Mittelding zwischen dem in der
Handhabung vorzuziehenden festgebundenen Buchband und der die Aktualität des Wer-
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kes begünstigenden Loseblatt-Ausgabe: Es erscheint abgeschlossen in zwanzig Heften, die
im Sammelwerk lose zusammengefügt sind und von denen jedes Heft im Wesentlichen
einen thematisch eine Einheit bildenden Beitrag enthält. Der Vorteil dieses Erscheinungs-
bildes liegt in der Möglichkeit einer relativ kostengünstigen partiellen Erneuerbarkeit des
Werkes; so wird es beispielsweise möglich sein, sich im Falle eines neuen Finanzausgleichs
mit einer Neubearbeitung des Heftes über die Gemeindefinanzen zu begnügen, ohne
sogleich den zum Großteil wahrscheinlich bis dorthin unveränderten Teil des Werkes
ebenfalls neu drucken und vor allem neuerlich (mit-)erwerben zu müssen. Darüber hinaus
lässt das vorliegende Teilhefte-System auch die Möglichkeit offen, neue Beiträge, etwa zum
materiellen Gemeindeverwaltungsrecht (zB Bau- und Raumplanungsrecht) in weiteren
Heften darzustellen und das Gesamtwerk dadurch sinnvoll zu ergänzen.

Bleibt schließlich noch mannigfaltigen Dank zu sagen: Primär dem Erstherausgeber
dafür, dass er die Funktion des Initiators einer völligen Neubearbeitung des Werkes wahr-
nahm; nicht minder aber ist der Stadt Linz für die wesentliche Finanzierung des Vorhabens
zu danken sowie dem Manz-Verlag als einer für die österreichische Jurisprudenz tragenden
Institution, die in wohlgelungener Arbeit das Know-how für die Herstellung des Buches
zur Verfügung stellte und dessen verlagsmäßige Betreuung übernahm.

Nicht zuletzt danken die Herausgeber aber – stellvertretend für die vielen Menschen,
die die Entstehung eines auch im wörtlichen Sinn gewichtigen Werkes wie dieses beglei-
teten und unterstützten – Frau Dr. Johanna Fischerlehner. Sie nahm nicht nur die End-
redaktion sämtlicher Beiträge wahr, überprüfte die Querverweise und ergänzte sie, sondern
zeichnet insbesondere auch für die Mühe des Stichwortverzeichnisses verantwortlich.

Linz, im Sommer 2007 Friedrich Klug
Peter Oberndorfer

Erich Wolny
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Gemeinderecht, Titelei (7. Ausgabe) XLV

Abkürzungsverzeichnis

zu den in den Rechtsquellenblöcken gesammelt wiedergegebenen
und abgekürzt zitierten Rechtsquellen

(Stand: Mai 2023)

Für die weiteren Abkürzungen sei auf die AZR verwiesen (Abkürzungs- und Zitierregeln8 [2019]).

1. ZPEMRK = Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention [Zusatz-
protokoll]) (Art 1) BGBl 1958/210

ABGB = Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch JGS 1811/946
Abfallrahmen-RL = Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richt-
linien ABl L 2008/312, 3 ff

AbgEO = Bundesgesetz vom 30. März 1949 über die Einbringung und Sicherung
der öffentlichen Abgaben (Abgabenexekutionsordnung – AbgEO)
BGBl 1949/104

AdR = Ausschuss der Regionen
AEUV = Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)

ABl C 2010/83, 47 ff
AGVO = Verordnung (EU) 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union ABl L 2014/187, 1 ff

AktG = Bundesgesetz vom 31. März 1965 über Aktiengesellschaften
(Aktiengesetz 1965) BGBl 1965/98

ÄmterLReg = Bundesverfassungsgesetz vom 30. Juli 1925 betreffend Grundsätze für die
Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen
außer Wien BGBl 1925/289

ASVG = Bundesgesetz vom 9. September 1955 über die Allgemeine Sozialversiche-
rung (Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG) BGBl 1955/189

ATG 1922 = Bundesgesetz vom 3. März 1922 zur Durchführung des Bundesverfas-
sungsgesetzes über die Regelung der finanziellen Beziehungen zwischen
dem Bund und den Ländern (Gemeinden) (Abgabenteilungsgesetz)
BGBl 1922/125

ATG 1934 = Bundesgesetz vom 26. Oktober 1934 über die Verteilung der Besteue-
rungsrechte und Abgabenerträge (Abgabenteilungsgesetz – ATG)
BGBl 1934/306

Aufzugs-RL = Richtlinie 2014/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Februar 2014 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Aufzüge und Sicherheitsbauteile für Aufzüge
ABl L 2014/96, 251 ff

AVG = Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) BGBl 1991/51
AVOG = Bundesgesetz über den Aufbau und die Zuständigkeitsregelung der

Abgabenverwaltung des Bundes (Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz
2010 – AVOG 2010) BGBl I 2010/9
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AWG = Bundesgesetz über eine nachhaltige Abfallwirtschaft (Abfallwirtschafts-
gesetz 2002 – AWG 2002) BGBl 2002/102

BAO = Bundesgesetz über allgemeine Bestimmungen und das Verfahren für
die von den Abgabenbehörden des Bundes, der Länder und Gemeinden
verwalteten Abgaben (Bundesabgabenordnung – BAO) BGBl 1961/194

BadegewässerRL = Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. Februar 2006 über die Qualität der Badegewässer und deren
Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG
ABl L 2006/64, 37 ff

BauTVO = Verordnung der Oö. Landesregierung, mit der Durchführungsvor-
schriften zum Oö. Bautechnikgesetz 2013 sowie betreffend den Bauplan
erlassen werden (Oö. Bautechnikverordnung 2013 – Oö. BauTV 2013)
LGBl 2013/36

Bauprodukten-RL = Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Bauprodukte ABl L 1989/40, 12 ff

Bauproduktenverordnung = Verordnung (EU) 305/2011 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für
die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie
89/106/EWG des Rates ABl L 2011/88, 5 ff

BDG 1979 = Bundesgesetz vom 27. Juni 1979 über das Dienstrecht der Beamten
(Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 – BDG 1979) BGBl 1979/333

Bedarfszuweisungsgesetz = Bundesgesetz vom 29. Juni 1982 über die Gewährung von Bedarfszu-
weisungen an Gemeinden (Bedarfszuweisungsgesetz) BGBl 1982/346

BewertungsG 1955 = Bundesgesetz vom 13. Juli 1955 über die Bewertung von Vermögenschaf-
ten (Bewertungsgesetz 1955 – BewG 1955) BGBl 1955/148

BezBegrBVG = Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher
Funktionäre (Bezügebegrenzungsgesetz – BezBegrBVG) BGBl I 1997/64

BG betreffend Grundsätze über eine zeitliche Befreiung von der Grundsteuer für Neu-, Zu-, Auf-,
Um- und Einbauten = Bundesgesetz vom 11. Juli 1951, betreffend
Grundsätze über eine zeitliche Befreiung von der Grundsteuer für Neu-,
Zu-, Auf-, Um- und Einbauten BGBl 1951/157

BGBlG = Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt 2004 (Bundesgesetzblattgesetz –
BGBlG) BGBl I 2003/100

BGdAG = Bundesgesetz vom 10. März 1967, betreffend die Aufsicht des Bundes über
die Gemeinden (Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetz) BGBl 1967/123

Bgld AbfallwirtschaftsG 1993 = Gesetz vom 29. November 1993 über die Vermeidung, Sammlung,
Beförderung und Behandlung von Abfällen (Bgld Abfallwirtschaftsgesetz
1993) LGBl 1994/10

Bgld AbgG = Gesetz vom 10. Dezember 2009 über die Behörden und das Strafrecht
in Abgabensachen (Burgenländisches Abgabengesetz – Bgld AbgG)
LGBl 2010/14

Bgld BauG = Gesetz vom 20. November 1997, mit dem Bauvorschriften für das Burgen-
land erlassen werden (Burgenländisches Baugesetz 1997 – Bgld BauG)
LGBl 1998/10

Bgld BauVO = Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 24. Juni 2008,
mit der Vorschriften über die technischen Anforderungen an Bauwerke
erlassen werden (Burgenländische Bauverordnung 2008 – Bgld. BauVO
2008) LGBl 2008/63

9783214257415 
Das österreichische Gemeinderecht 
Katharina Pabel 
MANZ Verlag Wien

Jetzt bestellen

https://shop.manz.at/shop/products/9783214257415


Abkürzungsverzeichnis

Gemeinderecht, Titelei (7. Ausgabe) XLVII

Bgld GHO 2020 = Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 17. Dezember
2019 über die Führung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens der
Gemeinden, der Freistädte Eisenstadt und Rust und der Gemeindever-
bände (Burgenländische Gemeindehaushaltsordnung 2020 – GHO 2020)
LGBl 2019/102

Bgld GdStruktVbG = Gesetz vom 1. September 1970 über Gebietsänderungen von Gemeinden
(Gemeindestrukturverbesserungsgesetz) LGBl 1970/44

Bgld GdVerbG = Gesetz vom 17. Dezember 1986 über die Bildung und Organisation von
Gemeindeverbänden (Bgld Gemeindeverbandsgesetz) LGBl 1987/20

Bgld GdVkRG = Gesetz vom 16. Juni 1988 über die Mitwirkung der Gemeindemitglieder
an der Vollziehung in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der
Gemeinde (Burgenländisches Gemeindevolksrechtegesetz) LGBl 1988/55

Blgd GemBG 2014 = Gesetz vom 23. Oktober 2014 über das Dienst- und Besoldungsrecht der
Gemeindebediensteten des Burgenlandes (Burgenländisches Gemeinde-
bedienstetengesetz 2014 – Blgd GemBG 2014) LGBl 2014/42

Bgld GemO 2003 = Landesverfassungsgesetz, mit dem für die burgenländischen Gemeinden
mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut eine Gemeindeordnung
erlassen wird (Burgenländische Gemeindeordnung 2003 – Bgld GemO
2003) LGBl 2003/55 (Wv)

Bgld GemWO 1992 = Gesetz vom 7. Mai 1992 über die Wahl der Gemeindeorgane (Gemeinde-
wahlordnung 1992 – GemWO 1992) LGBl 1992/54

Bgld GrundsteuerbefreiungsG 1995 = Gesetz vom 22. Juni 1995 über die zeitliche Befreiung von der
Grundsteuer (Grundsteuerbefreiungsgesetz 1995) LGBl 1995/58

Bgld Heilvorkommen- und KurorteG 1963 = Gesetz über natürliche Heilvorkommen- und Kurorte
(Burgenländisches Heilvorkommen- und Kurortegesetz – Bgld HeiKuG)
LGBl 1963/15

Bgld HundeabgabenG = Gesetz vom 15. Dezember 1949 über die Gemeindeabgabe für das Halten
von Hunden (Hundeabgabegesetz) LGBl 1950/5

Bgld KanalabgabeG = Gesetz vom 25. Juni 1984 über die Einhebung von Kanalabgaben
(Kanalabgabegesetz – KAbG) LGBl 1984/41

Bgld KanalanschlussG = Gesetz vom 22. Jänner 1990 über den Anschluß an öffentliche Kanali-
sationsanlagen und deren Benützung sowie über Aufhebung einer
Bestimmung der Bgld. Bauordnung (Bgld. Kanalanschlußgesetz 1989)
LGBl 1990/27

Bgld KurzparkzonengebührenG = Gesetz vom 2. April 1992 über die Erhebung einer Abgabe
für das Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen
(Bgld Kurzparkzonengebührengesetz) LGBl 1992/51

Bgld LandesumlageG = Gesetz vom 17. Juni 1993 über die Einhebung einer Landesumlage
(Landesumlagegesetz) LGBl 1993/73

Bgld Landes- und GemeindeverwaltungsabgabenG = Gesetz vom 20. März 1969 über die Erhebung
von Verwaltungsabgaben in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungs-
bereiches des Landes und des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde
(Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetz) LGBl 1969/20

Bgld Leichen- und BestattungswesenG = Gesetz vom 15. Dezember 1969 über das Leichen- und
Bestattungswesen im Burgenland (Burgenländisches Leichen- und
Bestattungswesengesetz) LGBl 1970/16

Bgld LRHG = Gesetz vom 22. November 2001 über den Burgenländischen Landes-Rech-
nungshof (Burgenländisches Landes-Rechnungshof-Gesetz – Bgld LRHG)
LGBl 2002/23

Bgld LSG = Gesetz vom 24. Jänner 2019, mit dem ein Burgenländisches Landes-
sicherheitsgesetz (Burgenländisches Landessicherheitsgesetz – Bgld. LSG)
erlassen wird LGBl 2019/30
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Bgld LTWO 1995 = Gesetz vom 9. November 1995 über die Wahl des Burgenländischen Land-
tages (Landtagswahlordnung 1995 – LTWO 1995) LGBl 1996/4

Bgld LustbarkeitsabgabeG 1969 = Gesetz vom 16. Juli 1969 über die Einhebung einer Lustbar-
keitsabgabe durch die Gemeinden (Lustbarkeitsabgabegesetz 1969)
LGBl 1969/40

Bgld L-VG = Landes-Verfassungsgesetz vom 14. September 1981 über die Verfassung
des Burgenlandes (L-VG) LGBl 1981/42

Bgld PflanzenschutzG = Gesetz vom 27. Mai 2004 über Maßnahmen zum Schutz der Pflanzen
vor Krankheiten und Schädlingen (Bgld Pflanzenschutzgesetz 2003)
LGBl 2004/47

Bgld RaumplanungsG = Gesetz über die Raumplanung im Burgenland (Burgenländisches Raum-
planungsgesetz) LGBl 1969/18

Bgld RPG 2019 = Gesetz vom 4. Juli 2019 über die Raumplanung im Burgenland 2019
(Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019 – Bgld. RPG 2019)
LGBl 2019/49

Bgld StraßenG = Gesetz vom 30. Juni 2005 über die öffentlichen Straßen mit Ausnahme der
Bundesstraßen (Burgenländisches Straßengesetz 2005) LGBl 2005/79

Bgld TourismusG = Gesetz vom 23. Oktober 2014 über die Organisation und Förderung des
Tourismus im Burgenland (Burgenländisches Tourismusgesetz 2014 –
Bgld TG 2014) LGBl 2014/63

Bgld Vergabe-PauschalgebührenV = Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom
22. Juli 2003 über die Höhe der Gebühren in Vergabenachprüfungsver-
fahren (Bgdl Vergabe-PauschalgebührenV) LGBl 2003/52

Bgld VergabepublikationsV 2012 = Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom
16. Jänner 2013 über die Festlegung der Publikationsmedien für Bekannt-
machungen in Vergabeverfahren (Burgenländische Vergabepublikations-
verordnung – Bgld VPub-VO 2012) LGBl 2013/3

Bgld VergRSG = Gesetz vom 14. Dezember 2006 über den Rechtsschutz gegen Entschei-
dungen im Rahmen der Vergabe von öffentlichen Aufträgen (Burgen-
ländisches Vergaberechtsschutzgesetz – Bgld VergRSG) LGBl 2006/66

Bgld VG = Gesetz vom 7. Oktober 1993 über die öffentlichen Veranstaltungen im
Burgenland (Bgld. Veranstaltungsgesetz) LGBl 1994/2

Bgld VPG-VO = Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 26. April 2007
über die Höhe der Gebühren in Vergaberechtsschutzverfahren
(Burgenländische Vergabe-Pauschalgebührenverordnung –
Bgld. VPG-VO) LGBl 2007/31

Bgld WasserleitungsabgabeG = Gesetz vom 28. Dezember 1961 über die Einhebung einer Wasser-
leitungsabgabe durch die Gemeinden LGBl 1962/6

BHG 2013 = Bundesgesetz über die Führung des Bundeshaushaltes (Bundeshaushalts-
gesetz 2013 – BHG 2013) BGBl I 2012/62

BHygG = Bäderhygienegesetz BGBl 1976/254
BSVG = Bundesgesetz vom 11. Oktober 1978 über die Sozialversicherung der in

der Land- und Forstwirtschaft selbständig Erwerbstätigen (Bauern-Sozial-
versicherungsgesetz – BSVG) BGBl 1978/559

Bürgschaftsmitteilung = Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88
des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflich-
tungen und Bürgschaften ABl C 2008/155, 10 ff

BVergG 2006 = Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen (Bundesvergabegesetz
2006 – BVergG 2006) BGBl I 2006/17

BVergG 2018 = Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen (Bundesvergabegesetz
2018 – BVergG 2018) BGBl I 2018/65
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BVergGKonz 2018 = Bundesgesetz über die Vergabe von Konzessionsverträgen (Bundesver-
gabegesetz Konzessionen 2018 – BVergGKonz 2018) BGBl I 2018/65

BVergGVS 2012 = Bundesvergabegesetz über die Vergabe von Aufträgen im Verteidigungs-
und Sicherheitsbereich (Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit
2012 – BVergGVS 2012) BGBl I 2012/10

B-VG = Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) BGBl 1930/1 (Wv)
BVG Gemeindebund = Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des Österreichischen

Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes BGBl I 1998/61
BVG Unterbringung = Bundesverfassungsgesetz über die Unterbringung und Aufteilung von

hilfs- und schutzbedürftigen Fremden BGBl I 2015/120
B-VGN 1962/205 = Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962 BGBl 1962/205 (Dfb)
B-VGN 1962/215 = Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli 1962, mit dem das Bundes-Ver-

fassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens
abgeändert wird BGBl 1962/215

B-VGN 1975/316 = Bundesverfassungsgesetz vom 28. April 1975, mit dem das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens
abgeändert wird BGBl 1975/316

B-VGN 1984/490 = Bundesverfassungsgesetz vom 27. November 1984, mit dem das Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert wird BGBl 1984/490

BVwG-PauschGebV Vergabe = Verordnung der Bundesregierung betreffend die Pauschalgebühr
für die Inanspruchnahme des Bundesverwaltungsgerichtes in den Ange-
legenheiten des öffentlichen Auftragswesens (BVwG-Pauschalgebühren-
verordnung Vergabe 2018 – BVwG-PauschGebV Vergabe 2018)
BGBl I 2018/212

CleanCarRL = Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rats vom
23. April 2009 über die Förderung sauberer und energieeffizienter Stra-
ßenfahrzeuge – CleanCarRL ABl L 2009/120, 5 ff

Datenschutz-Grundverordnung = Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
ABl L 2016/119, 1 ff

DAWI-De-minimis-Verordnung = Verordnung (EU) 360/2012 der Kommission vom 25. April
2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an
Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse erbringen ABl L 2012/114, 8 ff

DAWI-Freistellungsbeschluss = 2012/21/EU: Beschluss der Kommission vom 20. Dezember 2011
über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form
von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit
der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse betraut sind ABl L 2012/7, 3 ff

DAWI-Mitteilung = Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Beihilfevorschriften
der Europäischen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
ABl C 2012/8, 4 ff

DAWI-Qualitätsrahmen = Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss
der Regionen Ein Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse in Europa KOM(2011) 900
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DAWI-Rahmen = Mitteilung der Kommission — Rahmen der Europäischen Union für
staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die Erbringung
öffentlicher Dienstleistungen (2011) ABl C 2012/8, 15 ff

dBauGB = (deutsches) Baugesetzbuch vom 23. September 2004 BGBl I S 2414 idF
BGBl I 2015 S 1722

Dienstleistungs-RL = Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt
ABl L 2006/376, 36 ff

De-Minimis-Verordnung = Verordnung (EG) 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-
Beihilfen ABl L 2006/379, 5 ff

DSG = Bundesgesetz zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz – DSG) BGBl I 1999/165

EFRE = Europäischer Fonds für regionale Entwicklung
EGV = Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) ABl

C 1997/340, 1 ff
EGVG 2008 = Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 – EGVG

BGBl I 2008/87 (Wv)
EisStR 2003 = Landesverfassungsgesetz, mit dem für die Freistadt Eisenstadt ein Statut

erlassen wird (Eisenstädter Stadtrecht 2003 – EisStR 2003) LGBl 2003/56
(Wv)

ElWOG 2010 = Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitäts-
wirtschaft neu geregelt wird (Elektrizitätswirtschafts- und -organisations-
gesetz – ElWOG) BGBl I 1998/143

EMRK = Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(Europäische Menschenrechtskonvention) BGBl 1958/210

EStG = Bundesgesetz vom 7. Juli 1988 über die Besteuerung des Einkommens
natürlicher Personen (Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988)
BGBl 1988/400

ESVG 95 = Verordnung (EG) 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europäischen
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und
regionaler Ebene in der Europäischen Gemeinschaft ABl L 1996/310, 1 ff

EUV = Vertrag über die Europäische Union (EUV) ABl C 2010/83, 1 ff
EuWEG = Bundesgesetz über die Führung ständiger Evidenzen der Wahl- und

Stimmberechtigten bei Wahlen zum Europäischen Parlament (Europa-
Wählerevidenzgesetz – EuWEG) BGBl 1996/118

EVTZ = Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit
EVTZ-VO = Verordnung (EG) 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale
Zusammenarbeit (EVTZ) ABl L 2006/210, 19 ff

FAG 2017 = Bundesgesetz, mit dem der Finanzausgleich für die Jahre 2017 bis 2021
geregelt wird und sonstige finanzausgleichsrechtliche Bestimmungen
getroffen werden (Finanzausgleichsgesetz 2017 – FAG 2017),
BGBl I 2016/116

FFH-RL = Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen
ABl L 1992/206, 7 ff

Fiskalrahmen-RL = Richtlinie 2011/85/EU des Rates vom 8. November 2011 über die An-
forderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten

ForstG = Bundesgesetz vom 3. Juli 1975, mit dem das Forstwesen geregelt wird
(Forstgesetz 1975) BGBl 1975/440
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FSVG = Bundesgesetz über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig
Erwerbstätiger (Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz – FSVG)
BGBl 1978/624

F-VG 1948 = Bundesverfassungsgesetz über die Regelung der finanziellen Beziehungen
zwischen dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften (Finanz-
Verfassungsgesetz 1948 – F-VG 1948) BGBl 1948/45

G betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den Ländern = Gesetz vom 14. November 2018
betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den Ländern
StGBl 1918/24

G über die Verbesserung der Kommunalstruktur = Gesetz über die Verbesserung der Kommunal-
struktur in Niederösterreich LGBl 1451-0

GdWOG 1992 = Gesetz vom 26. Mai 1992, mit dem eine Gemeindewahlordnung für die
Landeshauptstadt Graz beschlossen wird (Gemeindewahlordnung Graz
1992) LGBl 1992/42

Gebarungsstatistik-VO2014 = Verordnung der Bundesministerin für Finanzen über die Statistik
der Gebarung im öffentlichen Sektor 2014 (Gebarungsstatistik-VO 2014)
BGBl II 2013/345

Gebäude-RL = Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
ABl L 2010/153, 13 ff

GebG = Gebührengesetz 1957 BGBl 1957/267 (Wv)
GEOM = Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung für den Magistrat der Landes-

hauptstadt Linz ABl 1999 1/35
Gesundheits- und Sozialbereich-BeihilfenG = Bundesgesetz, mit dem Beihilfen im Gesundheits-

und Sozialbereich geregelt werden (Gesundheits- und Sozialbereich-
Beihilfengesetz – GSBG) BGBl 1996/746

GewO = Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) BGBl 1994/194 (Wv)
GmbHG = Gesetz vom 6. März 1906, über Gesellschaften mit beschränkter Haftung

(GmbH-Gesetz – GmbHG) RGBl 1906/58
GPA = Agreement on Government Procurement (GPA) – Übereinkommen über

das öffentliche Beschaffungswesen ABl L 1994/336, 1 ff
GrundsteuerG 1955 = Bundesgesetz vom 13. Juli 1955 über die Grundsteuer (Grundsteuergesetz

1955 – GrStG 1955) BGBl 1955/149
Grundstücksmitteilung = Mitteilung der Kommission betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei

Verkäufen von Bauten oder Grundstücken durch die öffentliche Hand
ABl C 1997/209, 3 ff

GSpG = Bundesgesetz vom 28. November 1989 zur Regelung des Glücksspiel-
wesens (Glücksspielgesetz – GSpG), über die Änderung des Bundeshaus-
haltsgesetzes und über die Aufhebung des Bundesgesetzes betreffend
Lebensversicherungen mit Auslosung BGBl 1989/620

GSVG = Bundesgesetz vom 11. Oktober 1978 über die Sozialversicherung der in
der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen (Gewerbliches
Sozialversicherungsgesetz – GSVG) BGBl 1978/560

GWG 2011 = Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der Erdgas-
wirtschaft erlassen werden (Gaswirtschaftsgesetz 2011 – GWG 2011)
BGBl I 2011/107

HlG = Bundesgesetz über Eisenbahn-Hochleistungsstrecken (Hochleistungs-
streckengesetz – HlG) BGBl 1989/135

IWO 2011 = Gesetz vom 6. Oktober 2011 über die Innsbrucker Wahlordnung 2011
(IWO 2011) LGBl 2011/120
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K-AGO = Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung – K-AGO LGBl 1998/66 (Wv)
KAKuG = Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG)

BGBl 1957/1
K-AOG = Gesetz über die Organisation und die Besonderheiten der Abgabenver-

waltung in Kärnten (Kärntner Abgabenorganisationsgesetz – K-AOG)
LGBl 2010/42

K-AWO = Kärntner Abfallwirtschaftsordnung 2004 – K-AWO LGBl 2004/17 (Wv)
K-BO = Kärntner Bauordnung 1996 – K-BO 1996 LGBl 1996/62 (Wv)
K-BStG = Gesetz vom 2. Juli 1971 über das Leichen- und Bestattungswesen

(Kärntner Bestattungsgesetz – K-BStG) LGBl 1971/61
K-BV = Gesetz vom 19. Juni 1985, mit dem Bauvorschriften für das Land Kärnten

erlassen werden (Kärntner Bauvorschriften – K-BV) LGBl 1985/56
Kerndaten-VO = Verordnung des Bundesministers für Verfassung, Reformen, Deregulie-

rung und Justiz, mit der die Standardisierung des Kerndatenformates
und die Befüllung der Metadatenfelder festgelegt werden (Kerndaten-
Verordnung – Kerndaten-VO), BGBl II 2019/57

K-GAbgG = Gesetz vom 17. Juni 1969 über Abgaben für den Gebrauch von öffentli-
chem Gemeindestraßengrund und des darüber befindlichen Luftraumes
(Kärntner Gebrauchsabgabengesetz – K-GAbgG) LGBl 1969/42

K-GBWO = Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 – K-GBWO
LGBl 2002/32 (Wv)

K-GGBG = Gesetz vom 21. November 1958 über die Abgaben für die Benützung
öffentlichen Gemeindegrundes und des darüber befindlichen Luftraumes
durch Gemeindeunternehmen (Kärntner Gemeindegrund-Benützungs-
abgabegesetz – K-GGBG) LGBl 1959/2

K-GHG 2019 = Gesetz vom 26. September 2019, mit dem ein Gesetz über die Haushalts-
führung der Gemeinden (Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG)
erlassen wird, LGBl 2019/80

K-GHO = Kärntner Gemeindehaushaltsordnung – K-GHO LGBl 1999/2 (Wv)
K-GKG = Kärntner Gemeindekanalisationsgesetz (K-GKG) LGBl 1999/62 (Wv)
K-GSBG = Kärntner Grundsteuerbefreiungsgesetz (K-GSBG) LGBl 1975/13
K-GWVG = Kärntner Gemeindewasserversorgungsgesetz (K-GWVG) LGBl 1997/107

(Wv)
K-HeizG = Gesetz vom 13. Dezember 2013 über das Inverkehrbringen und den

Betrieb von Heizungsanlagen (Kärntner Heizungsanlagengesetz)
LGBl 2014/1

K-HAG = Gesetz vom 24. November 1969 über Abgaben für das Halten von Hunden
(Hundeabgabengesetz – K-HAG) LGBl 1970/18

K-KStR 1998 = Klagenfurter Stadtrecht 1998 – K-KStR 1998 LGBl 1998/70 (Wv)
KlassischeRL 2004/18/EG = Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates

vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge
ABl L 2004/134, 114 ff

K-LSiG = Gesetz über Angelegenheiten der Ortspolizei und die Bestellung von
Aufsichtsorganen der Gemeinden (Kärntner Landessicherheitsgesetz –
K-LSiG) LGBl 1977/74

K-LUG = Gesetz vom 3. Mai 1967 über eine Landesumlage (K-LUG) LGBl 1967/22
K-LVAG = Gesetz vom 16. Dezember 1969 über die Einhebung von Verwaltungs-

abgaben in den Angelegenheiten der Landes- und Gemeindeverwaltung
(Kärntner Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetz – K-LVAG)
LGBl 1970/62
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K-LVG = Landesverfassungsgesetz vom 11. Juli 1996, mit dem die Verfassung für
das Land Kärnten erlassen wird (Kärntner Landesverfassung – K-LVG)
LGBl 1996/85 idF LGBl 2013/39

KommStG 1993 = Bundesgesetz, mit dem eine Kommunalsteuer erhoben wird (Kommunal-
steuergesetz 1993 – KommStG 1993) BGBl 1993/819

Kommunalabwasser-RL = Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung
von kommunalem Abwasser ABl L 1991/135, 40 ff

KommunalwahlRL 94/80/EG = Richtlinie 94/80/EG des Rates vom 19. Dezember 1994 über die
Einzelheiten der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den
Kommunalwahlen für Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen ABl L 1994/368, 38 ff

KonsMech = Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden
über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitäts-
pakt der Gebietskörperschaften BGBl I 1999/35

K-ONTG = Kärntner Orts- und Nächtigungstaxengesetz – K-ONTG LGBl 1970/144
(Wv)

KonzV-RL = Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe ABl L 2014/94, 1 ff

K-PRG = Gesetz vom 17. Mai 1990 zur Abwehr von Mißständen bei der Anbahnung
und Ausübung der Prostitution (Kärntner Prostitutionsgesetz – K-PRG)
LGBl 1990/58

K-PStG = Gesetz, mit dem die Entrichtung der Parkgebühr, der Ausgleich für
fehlende Garagen und Stellplätze sowie die Bestellung von Straßenauf-
sichtsorganen geregelt werden (Kärntner Parkraum- und Straßenauf-
sichtsgesetz – K-PStG) LGBl 1996/55 (Wv)

Kremser StR 1977 = Kremser Stadtrecht 1977 LGBl 1010-0 (Wv)
Krnt BGdVerbOrgV = Verordnung der Landesregierung vom 16. Februar 1988 über die Organi-

sation von Gemeindeverbänden nach Bundesrecht (Bundes-Gemeinde-
verbandsorganisationsvorschriften) LGBl 1988/7

Krnt GdStruktVbG = Gesetz vom 29. Juni 1972 über die Neuordnung der Gemeindestruktur
in Kärnten (Kärntner Gemeindestruktur-Verbesserungsgesetz)
LGBl 1972/63

Krnt GdVBefr = Kundmachung der Kärntner Landesregierung vom 15. Dezember 1998
über die Gemeindevolksbefragung LGBl 1998/105

Krnt Spiel- und GlücksspielautomatenG = Gesetz über das Aufstellen und den Betrieb von Spiel-
automaten und Glücksspielautomaten in Kärnten (Kärntner Spiel- und
Glücksspielautomatengesetz – K-SGAG) LGBl 2012/110

Krnt VBefrG = Gesetz vom 19. Dezember 1974 über das Verfahren bei der Durchführung
von Volksbefragungen (Kärntner Volksbefragungsgesetz) LGBl 1975/30

K-ROG 2021 = Gesetz über die überörtliche und örtliche Raumordnung (Kärntner
Raumordnungsgesetz 2021 – K-ROG 2021) LGBl 2021/59

K-SGAG = Gesetz über das Aufstellen und den Betrieb von Spielautomaten und
Glücksspielautomaten in Kärnten (Kärntner Spiel- und Glücksspiel-
automatengesetz – K-SGAG) LGBl 2012/110

KStG 1988 = Körperschaftssteuergesetz 1988 (KStG) BGBl 1988/401
K-StrG 2017 = Kärntner Straßengesetz 2017 (K-StrG 2017) LGBl 2017/8 (Wv)
K-TAG = Kärntner Tourismusabgabegesetz – K-TAG LGBl 1994/59 (Wv)
K-TBWG = Gesetz vom 13. Juni 1996 über die Tätigkeit der Totalisateure und

Buchmacher (Kärntner Totalisateur- und Buchmacherwettengesetz –
K-TBWG) LGBl 1996/68

K-VAG = Gesetz vom 16. Dezember 2010 über die Regelung des Veranstaltungs-
wesens (Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 – K-VAG 2010) LGBl 2011/27
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K-VergRG = Gesetz über die Nachprüfung der Vergabe von Aufträgen (Kärntner Ver-
gaberechtsschutzgesetz – K-VergRG) LGBl 2003/17

K-VPPV 2013 = Verordnung der Landesregierung vom 23. September 2003 über die
Festlegung des Publikationsmediums für Bekanntmachungen nach dem
Bundesvergabegesetz 2006, dem Bundesvergabegesetz Verteidigung und
Sicherheit 2012 und der Pauschalgebühren für Vergabenachprüfungs-
verfahren (Kärntner Vergabe-, Publikations- und Pauschalgebühren-
verordnung 2013 – K-VPPV 2013) LGBl 2012/117

K-VPV 2019 = Verordnung der Kärntner Landesregierung vom 21. Mai 2019,
01-AC-247/10-2019, über die Höhe der Pauschalgebühren in Vergabe-
rechtsschutzverfahren (Kärntner Vergabe-Pauschalgebührenverord-
nung – K-VPV 2019) LGBl 2019/40

K-VSG = Kärntner Vergnügungssteuergesetz – K-VSG LGBl 1982/63 (Wv)
K-VStR 1998 = Villacher Stadtrecht 1998 – K-VStR 1998 LGBl 1998/69 (Wv)
K-ZWAG = Gesetz vom 29. September 2005 über die Erhebung einer Abgabe von

Zweitwohnsitzen (Kärntner Zweitwohnsitzabgabegesetz – K-ZWAG)
LGBl 2005/84

L-HO 2019 = Linzer Haushaltsordnung 2019, kundgemacht im Amtsblatt 34 am
23. Dezember 2019

LMSVG = Bundesgesetz über Sicherheitsanforderungen und weitere Anforderungen
an Lebensmittel, Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel zum
Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher (Lebensmittelsicherheits-
und Verbraucherschutzgesetz) BGBl I 2006/13

LobbyG = Bundesgesetz zur Sicherung der Transparenz bei der Wahrnehmung
politischer und wirtschaftlicher Interessen (Lobbying- und Interessen-
vertretungs-Transparenz-Gesetz) BGBl I 2012/64

NÖ AbfallwirtschaftsG = NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 (NÖ AWG 1992) LGBl 8240-0
NÖ ABOG 2009 = NÖ Abgabenbehördenorganisationsgesetz 2009 (NÖ ABOG 2009)

LGBl 3400-0
NÖ BauO 2014 = NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014) LGBl 2015/1
NÖ BestattungsG 2007 = NÖ Bestattungsgesetz 2007 LGBl 9480-0
NÖ GebrauchsabgabeG 1973 = NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973 LGBl 3700-0 (Wv)
NÖ GdVerbG = NÖ Gemeindeverbandsgesetz LGBl 1600-0 (Wv)
NÖ GemeindewasserleitungsG = NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 LGBl 6930-0 (Wv)
NÖ GO 1973 = NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) LGBl 1000-0 (Wv)
NÖ GRWO 1994 = NÖ Gemeinderatswahlordnung (NÖ GRWO 1994) LGBl 0350-0
NÖ HundeabgabeG 1979 = NÖ Hundeabgabegesetz 1979 LGBl 3702-0 (Wv)
NÖ HundehalteG = NÖ Hundehaltegesetz LGBl 4001-0
NÖ KanalG = NÖ Kanalgesetz 1977 LGBl 8230-0 (Wv)
NÖ Kassen- und BuchführungsV = NÖ Kassen- und Buchführungsverordnung LGBl 1000/12-0
NÖ KBV = NÖ Kassen- und Buchführungsverordnung LGBl 1000/12-0
NÖ KommStruktVbG = NÖ Kommunalstrukturverbesserungsgesetz LGBl 1971/264
NÖ KraftfahrzeugabstellabgabeG = NÖ Kraftfahrzeugabstellabgabegesetz LGBl 3706-0
NÖ Landes- und Gemeinde-VerwaltungsabgabenG = NÖ Landes- und Gemeinde-Verwaltungs-

abgabengesetz LGBl 3800-0
NÖ LV 1979 = NÖ Landesverfassung 1979 – NÖ LV 1979 LGBl 0001-0
NÖ LWO = NÖ Landtagswahlordnung 1992 (LWO) LGBl 0300-0
NÖ Mittelfristige FinanzpläneV = Verordnung über die mittelfristigen Finanzpläne der Gemeinden

und die Haftungsobergrenzen der Gemeinden LGBl 1000/11
NÖ PG = NÖ Prostitutionsgesetz LGBl 4005-0
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NÖ PolStG = NÖ Polizeistrafgesetz LGBl 4000-0
NÖ RettungsdienstG 2017 = NÖ Rettungsdienstgesetz 2017 (NÖ RDG) LGBl 2016/101
NÖ ROG = NÖ Raumordnungsgesetz 2014 LGBl 2015/3
NÖ SpielautomatenG = NÖ Spielautomatengesetz 2011 LGBl 7071-0
NÖ STROG = NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG) LGBl 1026-0
NÖ StVGO = NÖ Verordnung über die Geschäftsordnung der Standesamts- und Staats-

bürgerschaftsverbände LGBl 1620/1-0
NÖ TourismusG 2010 = NÖ Tourismusgesetz 2010 LGBl 7400-0
NÖ VNG = NÖ Vergabe-Nachprüfungsgesetz LGBl 7200-0
NÖ Vergabe-PauschGebV = NÖ Vergabe-Pauschalgebührenverordnung LGBl 7200-2-0
NÖ VG = NÖ Veranstaltungsgesetz LGBl 7070-0
NÖ WettG = NÖ Wettgesetz (NÖ WettG) LGBl 2020/58
NÖ WohnungsförderungsG 2005 = NÖ Wohnungsförderungsgesetz 2005 LGBl 8304-0
NRWO = Bundesgesetz über die Wahl des Nationalrates (Nationalrats-Wahl-

ordnung 1992 – NRWO) BGBl 1992/471

Öffentlichkeitsbeteiligungs-RL = Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Aus-
arbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und
zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in
Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten
ABl L 2003/156, 17 ff

Oö AbfallwirtschaftsG 2009 = Landesgesetz über die Abfallwirtschaft im Land Oberösterreich
(Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009 – Oö AWG 2009) LGBl 2009/71

Oö AbgG = Landesgesetz, mit dem allgemeine Bestimmungen hinsichtlich der vom
Land Oberösterreich und den oö Gemeinden verwalteten Abgaben er-
lassen werden (Oö Abgabengesetz – Oö AbgG) LGBl 2009/102

Oö AbwasserentsorgungsG = Landesgesetz, mit dem die Entsorgung von Abwasser [. . .] geregelt
wird (Oö. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 – Oö. AEG 2001)
LGBl 2001/27

Oö BauO 1994 = Landesgesetz vom 5. Mai 1994, mit dem eine Bauordnung für Ober-
österreich erlassen wird (Oö Bauordnung 1994 – OöBauO 1994)
LGBl 1994/66

Oö BauTG 2013 = Landesgesetz über die bautechnischen Anforderungen an Bauwerke
und Bauprodukte (Oö. Bautechnikgesetz 2013 – Oö. BauTG 2013)
LGBl 2013/35

Oö Bau-Übertragungsverordnung = Verordnung der Oö. Landesregierung, mit der für bestimmte
Gemeinden die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereichs auf dem Gebiet der örtlichen Baupolizei auf staatliche
Behörden des Landes übertragen wird (Oö. Bau-Übertragungsverord-
nung) LGBl 2003/61

Oö GBG 2001 = Landesgesetz über das Dienstrecht der Bediensteten der Oö Gemeinden
(mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut) und Gemeindeverbände
(Oö Gemeindebedienstetengesetz 2001 – Oö GBG 2001) LGBl 2001/48

Oö GebrauchsabgabenG = Gesetz vom 14. Dezember 1966 über die Abgabe für den Gebrauch von
öffentlichem Gemeindegrund und des darüber befindlichen Luftraumes
durch gemeindeeigene Unternehmungen (Oö Gebrauchsabgabengesetz)
LGBl 1967/9

Oö GdVerbG = Gesetz vom 1. Juli 1988 über die Gemeindeverbände (Oö Gemeinde-
verbändegesetz – Oö. GemVG) LGBl 1988/51
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Oö GemHKRO = Verordnung der Oö Landesregierung, mit der eine Haushalts-, Kassen-
und Rechnungsordnung für die oö Gemeinden mit Ausnahme der Städte
mit eigenem Statut erlassen wird (Oö Gemeindehaushalts-, Kassen- und
Rechnungsordnung – Oö GemHKRO) LGBl 2002/69

Oö GemHO 2019 = Verordnung der Oö Landesregierung, mit der eine Oö Gemeindehaus-
haltsordnung erlassen wird (Oö Gemeindehaushaltsordnung – Oö GHO)
LGBl 2019/71

Oö GemO 1990 = Oö Gemeindeordnung (Oö GemO 1990) LGBl 1990/91 (Wv)
Oö GemPO 2003 = Verordnung der Oö Landesregierung, mit der eine Prüfungsordnung für

die oö Gemeinden mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut erlassen
wird (Oö Gemeindeprüfungsordnung 2003 – Oö GemPO 2003) LGBl
2003/34

Oö. Glücksspielautomatengesetz = Landesgesetz über das Aufstellen und den Betrieb von Glücks-
spielautomaten sowie die Glücksspielautomatenabgabe (Oö. Glücksspiel-
automatengesetz) LGBl 2011/35

OÖ HundehalteG 2002 = Landesgesetz über das Halten von Hunden (Oö Hundehaltegesetz 2002)
LGBl 2002/147

Oö InteressentenbeiträgeG 1958 = Gesetz vom 12. Juli 1958, womit die Gemeinden zur Erhebung
bestimmter Interessentenbeiträge von Grundstückseigentümern und
Anrainern ermächtigt werden (Interessentenbeiträge-Gesetz 1958)
LGBl 1958/28

Oö KommWO = Landesgesetz vom 4. Juli 1996 über die Wahl der Mitglieder des
Gemeinderates und des Bürgermeisters (Oö Kommunalwahlordnung)
LGBl 1996/81

Oö LandesumlageG 2008 = Landesgesetz über die Einhebung einer Landesumlage (Oö Landes-
umlagegesetz 2008) LGBl 2008/4

Oö Landesverwaltungsgerichts-Vorbereitungsgesetz = Landesgesetz zur Vorbereitung der Auf-
nahme der Tätigkeit des Oö. Landesverwaltungsgerichts (Oö. Landes-
verwaltungsgerichts-Vorbereitungsgesetz) LGBl 2013/10

Oö LRHG = Landesgesetz über den Oberösterreichischen Landesrechnungshof
(Oö Landesrechnungshofgesetz – Oö LRHG) LGBl 1999/38

Oö LustbarkeitsabgabeG  2015 = Landesgesetz über eine Gemeindeabgabe für Lustbarkeiten
(Oö. Lustbarkeitsabgabegesetz 2015 – Oö LAbgG 2015) LGBl 2015/114

Oö L-VG = Oö Landesverfassungsgesetz (Oö L-VG) LGBl 1991/122 (Wv)
Oö HundehalteG = Landesgesetz über das Halten von Hunden (Oö. Hundehaltegesetz 2002)

LGBl 2002/147
Oö NSchG = Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der Natur (Oö. Natur- und

Landschaftsschutzgesetz 2001 – Oö. NSchG 2001) LGBl 2001/129
Oö ParkgebührenG = Gesetz vom 4. März 1988 über die Erhebung einer Gemeindeabgabe

für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen
(Oö Parkgebührengesetz) LGBl 1988/28

Oö PolStG = Gesetz vom 21. März 1979 über polizeirechtliche Angelegenheiten
(Oö Polizeistrafgesetz – Oö PolStG) LGBl 1979/36

Oö PublikationsmedienV = Verordnung der Oö Landesregierung über die Festlegung der
Publikationsmedien für Bekanntmachungen in Vergabeverfahren
(Oö Publikationsmedienverordnung 2012) LGBl 2012/114

Oö ROG 1994 = Landesgesetz vom 6. Oktober 1993 über die Raumordnung im Land
Oberösterreich (Oö Raumordnungsgesetz 1994) LGBl 1993/114

Oö SDLG = Landesgesetz, mit dem die Anbahnung und Ausübung von Sexualdienst-
leistungen geregelt wird (Oö. Sexualdienstleistungsgesetz – Oö. SDLG)
LGBl 2012/80
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Oö StGBG 2002 = Landesgesetz über das Dienstrecht der Beamten und Beamtinnen der
Städte mit eigenem Statut (Oö Statutargemeinden-Bedienstetengesetz
2002 – Oö StGBG 2002) LGBl 2002/50

Oö Tanzschulgesetz 2010 = Oö. Tanzschulgesetz 2010 LGBl 2010/30
Oö Tourismusabgabe-G 1991 = Landesgesetz vom 30. Jänner 1991 betreffend das Landesgesetz, mit

dem ein Oö Tourismusabgabe-Gesetz 1991 erlassen wird (Oö Tourismus-
abgabe-Gesetz 1991) LGBl 1991/53

Oö UnvbkVG = Gesetz vom 23. Jänner 1987 betreffend das Verfahren bei der Zustimmung
zu einer Betätigung von Mitgliedern eines Stadtsenates in der Privatwirt-
schaft (Oö Unvereinbarkeits-Verfahrensgesetz für Mitglieder eines Stadt-
senates) LGBl 1987/17

Oö Vergabe-PauschalgebührenV 2014 = Verordnung der Oö. Landesregierung, mit der die Höhe
der Gebühren in Vergabenachprüfungsverfahren festgelegt wird
(Oö. Vergabe-Pauschalgebührenverordnung 2014) LGBl 2013/94

Oö VergRSG 2006 = Landesgesetz über den Rechtsschutz gegen Entscheidungen im Rahmen
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen (Oö Vergaberechtsschutzgesetz
2006 – Oö VergRSG 2006) LGBl 2006/130

Oö VerwaltungsabgabenG 1974 = Oö Verwaltungsabgabengesetz 1974 LGBl 1974/6 (Wv)
Oö VSG = Landesgesetz über die Sicherheit bei Veranstaltungen (Oö. Veranstal-

tungssicherheitsgesetz) LGBl 2007/78
Oö Wettgesetz = Landesgesetz über den Abschluss von Wetten und das Vermitteln von

Wetten und Wettkunden (Oö. Wettgesetz) LGBl 2015/72
ÖPNV = Öffentlicher Personennahverkehr
ÖPNRV-G 1999 = Bundesgesetz über die Ordnung des öffentlichen Personennah- und

Regionalverkehrs (Öffentlicher Personennah- und Regionalverkehrsgesetz
1999 – ÖPNRV-G 1999) BGBl I 1999/204

ÖStP 2012 = Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden
über eine Weiterführung über eine Österreichischen Stabilitätspakt
(ÖStP 2012) BGBl I 2012/30

PaßG = Bundesgesetz betreffend das Paßwesen für österreichische Staatsbürger
(Paßgesetz 1992) BGBl 1992/839

PflegefondsG = Bundesgesetz, mit dem ein Pflegefonds eingerichtet und ein Zweck-
zuschuss an die Länder zur Sicherung und zum bedarfsgerechten Aus-
und Aufbau des Betreuungs- und Pflegedienstleistungsangebotes in der
Langzeitpflege für die Jahre 2011 bis 2021 gewährt wird (Pflegefonds-
gesetz – PFG) BGBl I 2011/57

PSOVO = Verordnung (EG) 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf
Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
1191/69 und (EWG) 1107/70 des Rates – PSOVO ABl L 2007/315, 1 ff

Privatisierungsleitfaden = Leitfaden zur beihilfenkonformen Finanzierung, Umstrukturierung und
Privatisierung staatseigener Unternehmen SWD

PublikationsmedienV 2006 = Verordnung des Bundeskanzlers über die Festlegung des Publika-
tionsmediums für Bekanntmachungen gemäß dem Bundesvergabegesetz
2006 – Publikationsmedienverordnung 2006 BGBl II 2006/300

RechtsmittelRL 89/665/EWG = Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwen-
dung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher
Liefer- und Bauaufträge ABl L 1989/395, 33 ff
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Referenzzinssatzmitteilung = Mitteilung der Kommission über die Änderung der Methode zur
Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze ABl C 2008/14, 6 ff

RHG 1948 = Bundesgesetz vom 16. Juni 1948 über den Rechnungshof (Rechnungshof-
gesetz (RHG 1948) BGBl 1948/144

RL 2007/66/EG = Richtlinie 2007/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinien 89/665/EWG
und 92/13 EWG im Hinblick auf die Verbesserung der Wirksamkeit der
Nachprüfungsverfahren bezüglich der Vergabe öffentlicher Aufträge
ABl L 2007/335, 31 ff

RL 2009/81/EG = Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimm-
ter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidi-
gung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und
2004/18/EG ABl L 2009/216, 76 ff

RohrLG = Bundesgesetz vom 3. Juli 1975 über die gewerbsmäßige Beförderung von
Gütern in Rohrleitungen (Rohrleitungsgesetz) BGBl 1975/411

Ruster StR 2003 = Landesverfassungsgesetz, mit dem für die Freistadt Rust ein Statut erlassen
wird (Ruster Stadtrecht 2003 – Ruster StR 2003) LGBl 2003/57 (Wv)

Salzburger Schischul- und Snowboardschulgesetz = Gesetz über die Errichtung und den Betrieb von
Schischulen und Snowboardschulen sowie die Tätigkeit als Schibegleiter
(Salzburger Schischul- und Snowboardschulgesetz) LGBl 1989/83

Sbg AbfallwirtschaftsG 1998 = Gesetz vom 10. Dezember 1998 über die Vermeidung, Erfassung
und Behandlung von Abfällen (Abfallwirtschaftsgesetz 1998 – SAWG)
LGBl 1999/35

Sbg Abgaben-Behörden- und -VerwaltungsstrafG = Gesetz vom 4. November 2009 über die Ein-
richtung des Landesabgabenamtes, über die sachliche Behördenzuständig-
keit in Verfahren betreffend die Erhebung von Landes- und Gemeinde-
abgaben und zur Erlassung von bestimmten besonderen abgabenrecht-
lichen Strafbestimmungen (Abgaben-Behörden- und -Verwaltungsstraf-
gesetz – ABehStraG) LGBl 2009/118

Sbg Allgemeines LandeshaushaltsG = Gesetz über die Struktur und die Führung des Landeshaus-
halts (Allgemeines Landeshaushaltsgesetz 2018 – ALHG 2018)
LGBl 2018/10

Sbg AltstadterhaltungsG = Salzburger Altstadterhaltungsgesetz 1980 LGBl 1980/50 (Wv)
Sbg AnliegerleistungsG = Gesetz vom 7. Juli 1976 über bestimmte Versorgungsaufgaben der

Gemeinde und Anliegerleistungen (Anliegerleistungsgesetz) LGBl 1976/77
Sbg BaupolG 1997 = Baupolizeigesetz 1997 – BauPolG LGBl 1997/40 (Wv)
Sbg Bauten-GrundsteuerbefreiungsG 1998 = Gesetz vom 25. Februar 1998 über die zeitliche

Grundsteuerbefreiung für Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Einbauten
(Bauten-Grundsteuerbefreiungsgesetz 1998) LGBl 1998/47

Sbg BauTG 2015 = Gesetz vom 7. Oktober 2015 über die technischen Bauvorschriften im
Land Salzburg (Salzburger Bautechnikgesetz 2015 – BauTG 2015)
LGBl 2016/1

Sbg BenützungsgebührenG = Gesetz vom 20. März 1963 über die Erhebung von Gebühren für
die Benützung von gemeindeeigenen Trinkwasserversorgungs- und
Abwasseranlagen (Benützungsgebührengesetz) LGBl 1963/31

Sbg BGG 1968 = Gesetz vom 27. Juni 1968 über die zweckmäßige Gestaltung der Grund-
stücke im Bauland, die Schaffung von Bauplätzen und die Lage der Bauten
im Bauplatz (Bebauungsgrundlagengesetz – BGG) LGBl 1968/69

Sbg FiakerG = Gesetz vom 8. Feber 1995 über die Beförderung von Personen durch
Fiaker oder Pferdemietwagen (Fiakergesetz) LGBl 1995/68
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Sbg GebrauchsabgabenG = Gesetz vom 11. Dezember 1991 über die Erhebung einer Abgabe für
den Gebrauch von öffentlichem Gemeindegrund und des darüber befind-
lichen Luftraumes durch gemeindeeigene Unternehmungen (Gebrauchs-
abgabegesetz) LGBl 1992/21

Sbg GdO 1994 = Salzburger Gemeindeordnung 1994 – GdO 1994 LGBl 1994/107 (Wv)
Sbg GdO 2019 = Gesetz vom 11. Dezember 2019, in der Fassung des Beschlusses vom

29. Jänner 2020, mit dem ein Gesetz über die Regelung des Gemeinde-
wesens im Land Salzburg erlassen wird (Salzburger Gemeindeordnung
2019 – GdO 2019) LGBl 2020/9

Sbg GdVerbG = Gesetz vom 22. Oktober 1986 über Gemeindeverbände im Lande Salzburg
(Salzburger Gemeindeverbändegesetz) LGBl 1986/105

Sbg GHV 2020 = Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 23. Dezember 2019
über die Erstellung des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses sowie
die Kassen- und Rechnungsführung von Gemeinden und Gemeindever-
bänden mit Ausnahme der Stadt Salzburg (Gemeindehaushaltsverord-
nung 2020 – GHV 2020) LGBl 2020/10

Sbg GWO 1998 = Salzburger Gemeindewahlordnung 1998 – GWO 1998 LGBl 1998/117
(Wv)

Sbg InteressentenbeiträgeG 2015 = Gesetz über die Leistung von Interessentenbeiträgen für die
Errichtung gemeindeeigener Anlagen (Interessentenbeiträgegesetz 2015 –
IBG 2015) LGBl 2015/78

Sbg KurtaxenG 1993 = Gesetz vom 16. Dezember 1992 über die Erhebung von Kurtaxen und
einer Forschungsinstituts-Abgabe im Land Salzburg (Kurtaxengesetz
1993) LGBl 1993/41

Sbg Landes- und GemeindeverwaltungsabgabenG 1969 = Gesetz vom 4. Juni 1969 über die Erhe-
bung von Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Landes- und
Gemeindeverwaltung (Salzburger Landes- und Gemeindeverwaltungs-
abgabengesetz 1969) LGBl 1969/77

Sbg Leichen- und BestattungsG 1986 = Salzburger Leichen- und Bestattungsgesetz 1986
LGBl 1986/84 (Wv)

Sbg L-VG = Landes-Verfassungsgesetz 199 –L-VG LGBl 1999/25 (Wv)
Sbg LRHG = Gesetz vom 16. Dezember 1992 über die Einrichtung eines Landesrech-

nungshofes (Salzburger Landesrechnungshofgesetz 1993) LGBl 1993/35
Sbg NSchG = Salzburger Naturschutzgesetz 1999 – NSchG LGBl 1999/73
Sbg OrtsbildschutzG 1999 = Salzburger Ortsbildschutzgesetz 1999 – OSchG LGBl 1999/74 (Wv)
Sbg OrtstaxenG 2012 = Gesetz vom 31. Oktober 2012, mit dem ein Salzburger Ortstaxengesetz

2012 erlassen und das Salzburger Tourismusgesetz 2003 geändert wird
(Salzburger Ortstaxengesetz 2012) LGBl 2012/106

Sbg ParkgebührenG = Gesetz vom 20. März 1991 über die Erhebung einer Gemeindeabgabe
für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen im Land Salzburg
(Salzburger Parkgebührengesetz) LGBl 1991/48

Sbg PublikationsmedienV = Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 4. Juni 2006, mit der
das Publikationsmedium für Bekanntmachungen in Vergabeverfahren
festgelegt wird LGBl 2006/53

Sbg RettungsG = Gesetz vom 8. Juli 1981 über das örtliche Hilfs- und Rettungswesen im
Lande Salzburg (Salzburger Rettungsgesetz) LGBl 1981/78

Sbg ROG = Gesetz vom 17. Dezember 2008 über die Raumordnung im Land Salzburg
(Salzburger Raumordnungsgesetz 2009) LGBl 2009/30

Sbg StR 1966 = Salzburger Stadtrecht 1966 LGBl 1966/47 (Wv) idF LGBl 2012/95
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Sbg Vergabekontrollgebühren-V 2018 = Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 1
3. September 2018 betreffend die Gebühren für die Inanspruchnahme des
Landesverwaltungsgerichts in Vergabekontrollangelegenheiten (Salzbur-
ger Vergabekontrollgebühren-Verordnung 2018) LGBl 2018/66

Sbg VergnügungssteuerG 1998 = Gesetz vom 28. Oktober 1998, mit dem ein Gesetz über die Er-
hebung einer Vergnügungsabgabe durch die Gemeinden erlassen wird
(Vergnügungssteuergesetz 1998) und die Salzburger Landesabgaben-
ordnung geändert wird LGBl 1999/2

Sbg VG = Salzburger Veranstaltungsgesetz 1997 LGBl 1997/100 (Wv)
SchwellenwerteV 2018 = Verordnung des Bundesministers für Verfassung, Reformen, Deregulie-

rung und Justiz betreffend die Anpassung von im Bundesvergabegesetz
2018 festgesetzten Schwellenwerten (Schwellenwerteverordnung 2018)
BGBl II 2018/211

SchwellenwerteVO 2083/2005/EG = Verordnung (EG) 2083/2005 der Kommission vom 19. Dezem-
ber 2005 zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die
Schwellenwerte für die Anwendung auf Verfahren zur Auftragsvergabe
ABl L 2005/333, 28 f

SchwellenwerteVO (EU) 1251/2011 = Verordnung (EU) 1251/2011 der Kommission vom 30. No-
vember 2011 zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG, 2004/18/EG und
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf
die Schwellenwerte für Auftragsvergabeverfahren – SchwellenwerteVO
(EU) ABl L 2011/319, 43 ff

SchwellenwerteVO (EU) 2019/1828 = Delegierte Verordnung (EU) 2019/1828 der Kommission
vom 30. Oktober 2019 zur Änderung der Richtlinie 2014/24/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte
für die Vergabe öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge
sowie für Wettbewerbe ABl L 2019/279, 25 ff

Sek-RL 2014/25/EU = Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber
im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Post-
dienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG ABl L 2014/94,
243 ff

SektorenrechtsmittelRL 92/13/EG = Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwen-
dung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung
sowie im Telekommunikationssektor ABl L 1992/76, 14 ff

SektorenRL 2004/17/EG = Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftrag-
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der
Postdienste ABl L 2004/134, 1 ff

Seveso III-RL = Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit
gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung
der Richtlinie 96/82/EG des Rates ABl L 2012/197, 1 ff

SLSG = Salzburger Landessicherheitsgesetz – S.LSG LGBl 2009/57 (Wv)
SNG = Bundesgesetz, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz ua geändert werden

sowie das das Führungs- und Verfügungsgesetz aufgehoben wird
(Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungs-Gesetz – SNG) BGBl I 2012/50

Spielapparategesetz = Gesetz über die Aufstellung und den Betrieb von Spielapparaten (Spiel-
apparategesetz) LGBl 1981/23
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StGG = Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, über die allgemeinen Rechte
der Staatsbürger für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und
Länder (Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger –
StGG) RGBl 1867/142

St Pöltner StR 1977 = St. Pöltner Stadtrecht 1977 LGBl 1015-0 (Wv)
StandardformularVO 1564/2005/EG = Verordnung (EG) 1564/2005 der Kommission vom 7. Sep-

tember 2005 zur Einführung von Standardformularen für die Veröffent-
lichung von Vergabebekanntmachungen im Rahmen von Verfahren zur
Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG und
der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
ABl L 2005/257, 1 ff

StandardformularVO (EU) 842/2011 = Durchführungsverordnung (EU) 842/2011 der Kommission
vom 19. August 2011 zur Einführung von Standardformularen für die
Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen auf dem Gebiet der
öffentlichen Aufträge und zur Aufhebung der StandardformularVO(RG)
1564/2005 – StandardformularVO (EU) 842/2011 ABl L 2011/222, 1 ff

Steiermärkisches Tanzschulgesetz 2014 = Gesetz vom 3. Juni 2014 über die Erteilung von Tanz-
unterricht in Gesellschaftstänzen (Steiermärkisches Tanzschulgesetz 2014)
LGBl 2014/65

SteuerreformG 1993 = Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, [. . .] geändert
werden, [. . .] (Steuerreformgesetz 1993) BGBl 1993/818

StG 1967 = Gesetz vom 4. Juli 1967, mit dem ein Statut für die Landeshauptstadt Graz
erlassen wird (Statut der Landeshauptstadt Graz 1967) LGBl 1967/130

StGB = Bundesgesetz vom 23. Jänner 1974 über die mit gerichtlicher Strafe
bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch – StGB) BGBl 1974/60

StGSG = Gesetz vom 1. Juli 2014 über die Aufstellung und den Betrieb von Glücks-
spielautomaten und Spielapparaten (Steiermärkisches Glücksspielauto-
maten- und Spielapparategesetz 2014 – StGSG) LGBl 2014/100

StGsrG = Steiermärkisches Gemeindestrukturreformgesetz LGBl 2014/31
StL 1992 = Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL 1992) LGBl 1992/7 (Wv)
StLSG = Gesetz vom 18. Jänner 2005, mit dem ein Steiermärkisches Landes-Sicher-

heitsgesetz erlassen wird (StLSG) LGBl 2005/24
Stmk AbfallwirtschaftsG 2004 = Gesetz vom 6. Juli 2004 über eine nachhaltige Abfall- und Stoff-

flusswirtschaft in der Steiermark (Steiermärkisches Abfallwirtschaftsgesetz
2004 – StAWG 2004) LGBl 2004/65

Stmk AbgG = Gesetz vom 15. Dezember 2009, mit dem das Gesetz über die Behörden
und das Strafrecht in Abgabensachen (Steiermärkisches Abgabengesetz –
StAbgG) erlassen wird LGBl 2010/12

Stmk BauG = Gesetz vom 4. April 1995, mit dem Bauvorschriften für das Land Steier-
mark erlassen werden (Steiermärkisches Baugesetz – Stmk. BauG)
LGBl 1995/59

Stmk BekanntmachungsV = Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 7. Juli 2003
über die Festlegung der Publikationsmedien für Bekanntmachungen
gemäß dem Bundesvergabegesetz 2002 LGBl 2003/60

Stmk BenützungsabgabenG = Gesetz vom 19. Dezember 1953 über die Einhebung einer Abgabe für
die Benützung von öffentlichem Gemeindegrund und des darüber befind-
lichen Luftraumes (Benützungsabgabegesetz) LGBl 1954/5

Stmk GdStruktVbG = Gesetz vom 18. Dezember 1967 über Gebietsänderungen von Gemeinden
LGBl 1967/138

Stmk GdStruktVbG = Gesetz vom 3. Dezember 1968 über Gebietsänderungen der Gemeinden
LGBl 1968/164
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Stmk GemeindewasserleitungsG 1971 = Gesetz vom 16. Februar 1971 über die von den Gemeinden
errichteten öffentlichen Wasserleitungen (Steiermärkisches Gemeinde-
wasserleitungsgesetz 1971) LGBl 1971/42

Stmk GemO = Gesetz vom 14. Juni 1967, mit dem für die Gemeinden des Landes Steier-
mark mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut eine Gemeindeord-
nung erlassen wird (Steiermärkische Gemeindeordnung 1967 – GemO)
LGBl 1967/115

Stmk GHO 1977 = Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 26. April 1977
über die Erstellung des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses,
über die Kassen und Rechnungsführung sowie über die Verwaltung des
Gemeindeeigentums für die Gemeinden des Landes Steiermark mit Aus-
nahme der Städte mit eigenem Statut (Gemeindehaushaltsordnung 1977 –
GHO 1977) LGBl 1977/22

Stmk GHVO 2019 = Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 11. April 2019
über die Führung des Haushalts der Gemeinden des Landes Steiermark
(Stmk Gemeindehaushaltsverordnung – StGHVO) LGBl 2019/34

Stmk Glücksspielautomaten- und SpielapparateG 2014 = Gesetz vom 1. Juli 2014 über die Auf-
stellung und den Betrieb von Glücksspielautomaten und Spielapparaten
(Steiermärkisches Glücksspielautomaten- und Spielapparategesetz 2014 –
StGSG) LGBl 2014/100

Stmk GVOG 1997 = Gesetz vom 1. Juli 1997, mit dem das Steiermärkische Gemeindeverbands-
organisationsgesetz (GVOG 1997) beschlossen wird LGBl 1997/66

Stmk GWO = Gesetz vom 27. April 2004 über die Gemeindewahlordnung 2004 – GWO
LGBl 2004/48

Stmk HundeabgabeG 2013 = Gesetz über die Einhebung einer Abgabe für das Halten von Hunden
(Steiermärkisches Hundeabgabegesetz 2013) LGBl 2012/89

Stmk KanalabgabenG 1955 = Gesetz vom 28. Juni 1955 über die Erhebung der Kanalabgaben durch
die Gemeinden des Landes Steiermark (Kanalabgabengesetz 1955) (Titel
in der Fassung LGBl 1971/40) LGBl 1955/71

Stmk KurabgabeG 1980 = Steiermärkisches Kurabgabegesetz 1980 LGBl 1980/55 (Wv)
Stmk LandesumlageG = Gesetz vom 3. Juli 2001 über die Landesumlage LGBl 2001/67
Stmk Landes- und Gemeinde-VerwaltungsabgabenG 1968 = Gesetz vom 26. November 1968 über

die Einhebung von Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der
Landes- und Gemeindeverwaltung (Landes- und Gemeinde-Verwaltungs-
abgabengesetz 1968 – LGVAG 1968) LGBl 1969/145

Stmk LichtspielG = Gesetz vom 10. Mai 1983 über die Veranstaltung von Lichtspielen (Steier-
märkisches Lichtspielgesetz 1983) LGBl 1983/60

Stmk LRH-VG = Landesverfassungsgesetz vom 29. Juni 1982 über den Landesrechnungshof
(Landesrechnungshof-Verfassungsgesetz) LGBl 1982/59

Stmk LustbarkeitsabgabeG 2003 = Gesetz vom 25. März 2003 über die Einhebung einer Lustbar-
keitsabgabe (Lustbarkeitsabgabegesetz 2003 – LAG) LGBl 2003/50

Stmk L-VG 1960 = Landes-Verfassungsgesetz 1960 –L.-VG. 1960 LGBl 1960/1
Stmk L-VG 2010 = Gesetz vom 6. Juli 2010, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz 2010

(L-VG) erlassen und die Geschäftsordnung des Landtages Steiermark
2005, das Steiermärkische Volksrechtegesetz, das Gesetz über das Dienst-
und Besoldungsrecht der Bediensteten des Landes Steiermark, die Land-
tags-Wahlordnung 2004 und die Gemeindewahlordnung 2009 geändert
werden LGBl 2010/77

Stmk ParkgebührenG 2006 = Gesetz vom 17. Jänner 2006 über die Erhebung von Gemeinde-
abgaben für das Abstellen von Kraftfahrzeugen (Steiermärkisches Park-
gebührengesetz 2006) LGBl 2006/37
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Stmk PG = Gesetz vom 25. November 1997 betreffend die Prostitution im Bundes-
land Steiermark (Steiermärkisches Prostitutionsgesetz) LGBl 1998/16

Stmk Vergabe-PauschalgebührenV 2018 = Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom
20. September 2018 über die Höhe und die Entrichtung der Verwaltungs-
abgaben in Vergaberechtsschutzverfahren (Steiermärkische Vergabe-
Pauschalgebührenverordnung 2018) LGBl 2018/74

Stmk Vergabe-PublikationsmedienV 2011 = Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung
vom 3. Februar 2011 über die Festlegung der Publikationsmedien für
Bekanntmachungen nach dem Bundesvergabegesetz 2006 (Steier-
märkische Vergabe-Publikationsmedienverordnung 2011) LGBl 2011/10
Stück 3

Stmk VkRG = Gesetz vom 9. Juli 1986 über die Rechte der Bürger in Gesetzgebung und
Vollziehung des Landes und über die Rechte der Bürger in der Gemeinde
(Steiermärkisches Volksrechtegesetz) LGBl 1986/87

Stmk WasserleitungsbeitragsG = Gesetz vom 13. März 1962 über die Erhebung von Wasserleitungs-
beiträgen durch die Gemeinden des Landes Steiermark mit Ausnahme der
Landeshauptstadt Graz (Wasserleitungsbeitragsgesetz) LGBl 1962/137

StNFAWAG = Steiermärkisches Nächtigungs- und Ferienwohnungsabgabegesetz –
StNFWAG LGBl 1980/54 (Wv)

StRI 1975 = Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck 1975 LGBl 1975/53 (Wv)
StmkROG 2010 = Gesetz vom 23. März 2010 über die Raumordnung in der Steiermark (Stei-

ermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 – StROG) LGBl 2010/49
StS 1992 = Statut für die Stadt Steyr (StS 1992) LGBl 1992/9 (Wv)
StVAG = Gesetz vom 3. Juli 2012, mit dem das Veranstaltungswesen im Land

Steiermark geregelt wird (Steiermärkisches Veranstaltungsgesetz 2012 –
StVAG) LGBl 2012/88

StVergRG 2018 = Gesetz vom 3. Juli 2018 über den Rechtsschutz gegen Entscheidungen
im Rahmen der Vergabe von öffentlichen Aufträgen (Steiermärkisches
Vergaberechtsschutzgesetz 2018 – StVergRG 2018) LGBl 2018/62

StV St. Germain = Staatsvertrag von Saint-Germain-en-Laye vom 10. September 1919
(Staatsvertrag von St. Germain – StV St. Germain) StGBl 1920/303

StVO 1960 = Bundesgesetz vom 6. Juli 1960, mit dem Vorschriften über die Straßen-
polizei erlassen werden (Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960)
BGBl 1960/159

StW 1992 = Statut für die Stadt Wels (StW 1992) LGBl 1992/8 (Wv)
StWttG = Gesetz über das Anbieten, den Abschluss und die Vermittlung von Wetten

und die Vermittlung von Wettkundinnen/Wettkunden (Steiermärkisches
Wettengesetz 2018 – StWttG) LGBl 2018/9

SUP = Strategische Umweltprüfung
SUP-RL = Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter
Pläne und Programme ABl L 2001/197, 30 ff

SVKG 2018 = Gesetz vom 27. Juni 2018 über die Kontrolle der Vergabe von öffentlichen
Aufträgen im Bundesland Salzburg (Salzburger Vergabekontrollgesetz
2018 –S.VKG 2018) LGBl 2018/63

SWuG = Gesetz vom 22. März 2017 über die Ausübung der Tätigkeit von Wett-
unternehmern im Land Salzburg (Salzburger Wettunternehmergesetz –
SWuG) LGBl 2017/32

TBO 2018 = Kundmachung der Landesregierung vom 6. Februar 2018 über die
Wiederverlautbarung der Tiroler Bauordnung 2011 LGBl 2018/28

TGHKG = Tiroler Gas-, Heizungs- und KlimaanlagenG 2013 LGBl 2013/111
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TGO = Gesetz vom 21. März 2001 über die Regelung des Gemeindewesens in
Tirol (Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO) LGBl 2001/36

TGWO 1994 = Gesetz vom 7. Juli 1994, mit dem die Wahl der Organe der Gemeinde
geregelt wird (Tiroler Gemeindewahlordnung 1994 – TGWO 1994)
LGBl 1994/88

TiKG = Gesetz vom 8. November 2000 über öffentliche Kanalisationen (Tiroler
Kanalisationsgesetz 2000) LGBl 2001/1

Tir AbfallgebührenG = Gesetz vom 21. März 1991 über die Erhebung von Abfallgebühren
(Tiroler Abfallgebührengesetz) LGBl 1991/36

Tir AbgG = Gesetz vom 30. September 2009 über die Abgabenbehörden des Landes
und der Gemeinden sowie über das Strafrecht in Angelegenheiten der
landesrechtlich geregelten Abgaben (Tiroler Abgabengesetz – TAbgG)
LGBl 2009/97

Tir AufenthaltsabgabeG 2003 = Gesetz vom 2. Juli 2003 über die Erhebung einer Aufenthaltsabgabe
(Tiroler Aufenthaltsabgabegesetz 2003) LGBl 2003/85

Tir GebrauchsabgabeG = Gesetz vom 7. Oktober 1992 über die Erhebung einer Abgabe für den
Gebrauch von öffentlichem Gemeindegrund und des darüber befindli-
chen Luftraumes (Tiroler Gebrauchsabgabegesetz) LGBl 1992/78

Tir GHV 2012 = Verordnung der Landesregierung vom 25. September 2012 über die
Führung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens der Gemeinden
und Gemeindeverbände (Gemeinde-Haushaltsverordnung 2012 – GHV)
LGBl 2012/113

Tir GrundsteuerbefreiungsG 1987 = Kundmachung der Landesregierung vom 10. November 1987
über die Wiederverlautbarung des Grundsteuerbefreiungsgesetzes 1968
LGBl 1987/64

Tir HundesteuerG = Gesetz vom 27. November 1979 über die Erhebung einer Abgabe für das
Halten von Hunden, die als Wachhunde oder in Ausübung eines Berufes
oder Erwerbes gehalten werden (Tiroler Hundesteuergesetz) LGBl 1980/3

Tir LandesumlageG = Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Einhebung der Landesumlage
LGBl 2008/5

Tir LO 1989 = Landesverfassungsgesetz vom 21. September 1988 über die Verfassung des
Landes Tirol (Tiroler Landesordnung 1989) LGBl 1988/61

Tir LPOG = Gesetz vom 6. Juli 1976 zur Regelung bestimmter polizeilicher Angelegen-
heiten (Landes-Polizeigesetz) LGBl 1976/60

Tir LRHG = Gesetz vom 12. Dezember 2002 über den Tiroler Landesrechnungshof
(Tiroler Landesrechnungshofgesetz) LGBl 2003/18

Tiroler Technische Bauvorschriften 2016 = Verordnung der Landesregierung vom 29. März 2016
über die bautechnischen Erfordernisse für bauliche Anlagen sowie über
Inhalt und Form des Energieausweises (Technische Bauvorschriften
2016 – TBV 2016) LGBl 2020/36

Tir ParkabgabeG 2006 = Kundmachung der Landesregierung vom 10. Jänner 2006 über die
Wiederverlautbarung des Tiroler Parkabgabegesetzes 1997 LGBl 2006/9

Tir UnvbkVG = Gesetz vom 30. Juni 1999 über das Verfahren in Fällen der Unvereinbar-
keit LGBl 1999/44

Tir VergabegebührenV = Verordnung der Landesregierung vom 2. Oktober 2018 über die Fest-
legung der Gebühren für die Inanspruchnahme des Landesverwaltungs-
gerichtes Tirol bei der Durchführung von Verfahren nach dem Tiroler
Vergabenachprüfungsgesetz 2018 (Tiroler Vergabegebührenverordnung)
LGBl 2018/115

Tir VergabenachprüfungsG 2006 = Gesetz vom 5. Juli 2006 über die Nachprüfung im Rahmen
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen in Tirol (Tiroler Vergabenach-
prüfungsgesetz 2006) LGBl 2006/70

9783214257415 
Das österreichische Gemeinderecht 
Katharina Pabel 
MANZ Verlag Wien

Jetzt bestellen

https://shop.manz.at/shop/products/9783214257415


Abkürzungsverzeichnis

Gemeinderecht, Titelei (7. Ausgabe) LXV

Tir Vergabepublikations- und VergabegebührenV = Verordnung der Landesregierung vom
21. November 2006 über die Festlegung des Publikationsmediums für die
Bekanntmachungen von Auftragsvergaben sowie der Gebühren für die
Inanspruchnahme des unabhängigen Verwaltungssenates als Nach-
prüfungsbehörde (Tiroler Vergabepublikations- und Vergabegebühren-
verordnung) LGBl 2006/92

Tir VergnügungssteuerG 2017 = Gesetz vom 5. Juli 2017 über die Vergnügungssteuer in Tirol
(Tiroler Vergnügungssteuergesetz 2017) LGBl 2017/87

Tir VerkehrsaufschließungsabgabenG 2011 = Kundmachung der Landesregierung vom 28. Juni
2011 über die Wiederverlautbarung des Tiroler Verkehrsaufschließungs-
abgabengesetzes LGBl 2011/58

Tir VerwaltungsabgabenG = Gesetz vom 20. März 1968 über die Verwaltungsabgaben in den
Angelegenheiten der Landes- und der Gemeindeverwaltung (Tiroler
Verwaltungsabgabengesetz) LGBl 1968/24

TransparenzRL = Richtlinie 2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 zur Änderung
der Richtlinie 80/723/EWG über die Transparenz der finanziellen Bezie-
hungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen
ABl L 2000/193, 75 ff

Trinkwasser-RL = Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität
von Wasser für den menschlichen Gebrauch ABl L 1998/330, 32 ff

TROG = Tiroler Raumordnungsgesetz 2011 LGBl 2011/56
TUP = Gesetz vom 9. März 2005 über die Umweltprüfung und die Öffentlich-

keitsbeteiligung bei der Ausarbeitung bestimmter Pläne und Programme
in Tirol (Tiroler Umweltprüfungsgesetz) LGBl 2005/34

TVG = Gesetz vom 2. Juli 2003, mit dem das Veranstaltungswesen in Tirol
geregelt wird (Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 – TVG) LGBl 2003/86

TVNG 2018 = Gesetz vom 17. Mai 2018 über die Nachprüfung im Rahmen der Vergabe
von öffentlichen Aufträgen und von Bau- und Dienstleistungskonzessio-
nen in Tirol (Tiroler Vergabenachprüfungsgesetz 2018 – TVNG 2018)
LGBl 2018/94

T-WuG = Gesetz vom 4. Juli 2019 über die Tätigkeit der Wettunternehmer (Tiroler
Wettunternehmergesetz) LGBl 2019/98

ÜG 1920 = Übergangsgesetz 1920 (§ 8) BGBl 1925/368 (Wv
UGB (früher HGB) = Bundesgesetz über besondere zivilrechtliche Vorschriften für Unterneh-

men (Unternehmensgesetzbuch – UGB) dRGBl 1897/219
Umgebungslärm-RL = Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
ABl L 2002/189, 12 ff

UmweltförderungsG = Bundesgesetz über die Förderung von Maßnahmen in den Bereichen
der Wasserwirtschaft, der Umwelt, der Altlastensanierung, zum Schutz
der Umwelt im Ausland und über das österreichische JI/CDM-Programm
für den Klimaschutz (Umweltförderungsgesetz – UFG) BGBl 1993/185

Umweltinformations-RL = Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umwelt-
informationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates
ABl L 2003/41, 26 ff

Unv-Transparenz-G = Bundesgesetz über die Transparenz und Unvereinbarkeiten für oberste
Organe und sonstige öffentliche Funktionäre (Unvereinbarkeits- und
Transparenz-Gesetz) BGBl 1983/330 (Wv)

UStG = Umsatzsteuergesetz 1994 (UStG) BGBl 1994/663
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UVP-G = Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit (Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetz 2000) BGBl 1993/697

UVP-RL = Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten ABl L 2012/26, 1 ff

UWG = Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 – UWG
BGBl 1984/448 (Wv)

Verg-RL 2014/24/EU = Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung
der Richtlinie 2004/18/EG ABl L 2014/94, 65 ff

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetz 2013 = Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz
über das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfah-
rensgesetz) . . . erlassen und das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 . . .
und das Bundesgesetzblattgesetz geändert werden (Verwaltungsgerichts-
barkeits-Ausführungsgesetz 2013) BGBl I 2013/33

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Nov 2012 = Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz . . .
und das Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 geändert werden und einige
Bundesverfassungsgesetze und in einfachen Bundesgesetzen enthaltene
Verfassungsbestimmungen aufgehoben werden (Verwaltungsgerichts-
barkeits-Novelle 2012) BGBl I 2012/51

VfGG = Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 – VfGG BGBl 1953/85 (Wv)
Vlbg AbstellabgabeG = Gesetz über die Erhebung einer Abgabe für das Abstellen von Kraftfahr-

zeugen auf öffentlichen Straßen LGBl 1987/2
Vlbg AbgabenG = Gesetz über die Behörden und das Strafrecht in Abgabensachen

LGBl 2009/56
Vlbg BestattungsG = Gesetz über das Leichen- und Bestattungswesen LGBl 1969/58
Vlbg BG 2001 = Baugesetz LGBl 2001/52
Vlbg GdG = Gesetz über die Organisation der Gemeindeverwaltung – Gemeindegesetz

LGBl 1985/40
Vlbg GdVerbO = Verordnung der Landesregierung über Bildung und Organisation von

Gemeindeverbänden – Gemeindeverbandsordnung LGBl 1986/47
Vlbg GdWG = Gesetz über das Verfahren bei Wahlen in die Gemeindevertretung und des

Bürgermeisters – Gemeindewahlgesetz LGBl 1999/30
Vlbg Gemeindebediensteten-AmtstitelV = Verordnung der Landesregierung über die Amtstitel der

Gemeindebediensteten (Gemeindebediensteten-Amtstitelverordnung)
LGBl 34/1980

Vlbg GemeindevergnügungssteuerG = Gesetz über die Erhebung einer Gemeindesteuer vom Auf-
wand für Vergnügungen LGBl 1969/49

Vlbg GrundsteuerbefreiungsG = Gesetz über die zeitliche Befreiung von der Grundsteuer
LGBl 1974/38

Vlbg KanalisationsG = Gesetz über öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen (Kanalisations-
gesetz – KanalG) LGBl 1989/5

Vlbg Landes-AbfallwirtschaftsG = Gesetz über die Vermeidung und Erfassung von Abfällen
LGBl 2006/1

Vlbg LandesumlageG = Gesetz über die Einhebung einer Landesumlage LGBl 1998/39
Vlbg LRHG = Gesetz über den Landesrechnungshof LGBl 1999/10
Vlbg LVAbstG = Gesetz über das Verfahren bei Volksbegehren, Volksabstimmungen und

Volksbefragungen – Landes-Volksabstimmungsgesetz LGBl 1987/60
Vlbg LVG = Verfassungsgesetz über die Verfassung des Landes Vorarlberg – Landes-

verfassung LGBl 1999/9
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Vlbg LWG = Gesetz über das Verfahren bei Wahlen zum Landtag (Landtagswahlgesetz)
LGBl 1988/60

Vlbg NSchG = Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung LGBl 1997/22
Vlbg PublikationsmediumV = Verordnung der Landesregierung über die Festlegung des Publika-

tionsmediums für Bekanntmachungen gemäß dem Bundesvergabegesetz
2006 und dem Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit 2012
LGBl 2012/95 42. Stück

Vlbg RettungsG = Gesetz über das Rettungswesen LGBl 1979/46
Vlbg RPG = Vorarlberger Raumplanungsgesetz LGBl 1996/39
Vlbg SittenpolG = Gesetz über Angelegenheiten der Sittenpolizei (Sittenpolizeigesetz)

LGBl 1976/6
Vlbg SPG = Gesetz über Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei (Landes-

Sicherheitsgesetz) LGBl 1987/1
Vlbg Tourismus = Gesetz über die Förderung und den Schutz des Tourismus LGBl 1997/86
Vlbg VergabegebührenV 2018 = Verordnung der Landesregierung über die Höhe und Einzahlung

der Gebühren in Vergabenachprüfungsverfahren (Vergabegebühren-
verordnung 2018) LGBl 2018/88

Vlbg VergabenachprüfungsG = Gesetz über die Nachprüfung der Vergabe von Aufträgen
LGBl 2003/1

Vlbg VerwaltungsabgabenG = Gesetz über die Erhebung von Verwaltungsabgaben in den Angele-
genheiten der Landes- und der Gemeindeverwaltung LGBl 1974/10

Vlbg VerwaltungsabgabenV = Verordnung der Landesregierung über das Ausmaß der Verwaltungs-
abgaben und über die Art der Einhebung der Verwaltungsabgaben in Ver-
gabenachprüfungsverfahren LGBl 2003/4

Vlbg VG = Gesetz über das Veranstaltungswesen (Veranstaltungsgesetz) LGBl 1989/1
Vlbg ZweitwohnsitzabgabenG = Gesetz über die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen LGBl

1997/87
Vogelschutz-RL = Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
ABl L 2010/20, 7 ff

VRV 2015 = Verordnung des Bundesministers für Finanzen: Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) BGBl II 2015/313

VStG = Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG BGBl 1991/52 (Wv)
VVG = Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 – VVG BGBl 1991/53 (Wv)
VwGG = Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 – VwGG BGBl 1985/10 (Wv)
VwGVG = Bundesgesetz über das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungs-

gerichtsverfahrensgesetz – VwGVG) BGBl I 2013/33

Waidhofner StR 1977 = Waidhofner Stadtrecht 1977 LGBl 1020-0 (Wv)
WAOR = Gesetz über die Organisation der Abgabenverwaltung und besondere

abgabenrechtliche Bestimmungen in Wien (WAOR) LGBl 1962/21
WGOA = Geschäftsordnung für die Ausschüsse, Unterausschüsse und Kommissio-

nen des Gemeinderates der Stadt Wien ABl 29 A/2001 (WGOA)
Wasserrahmenrichtlinie = Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik ABl L 2000/327, 1 ff

Wettengesetz = Gesetz über den Abschluss und die Vermittlung von Wetten sowie die
Vermittlung von Wettkunden (Wettengesetz) LGBl 2003/18

Whistleblower-RL = Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das
Unionsrecht melden ABl L 2019/305, 17 ff
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Wiener AufzugsG 2006 = Gesetz, mit dem Bestimmungen über den Bau und den Betrieb von
Aufzügen erlassen werden (Wiener Aufzugsgesetz 2006 – WAZG 2006)
LGBl 2006/68

Wiener BaumschutzG = Gesetz zum Schutze des Baumbestandes in Wien (Wiener Baumschutz-
gesetz) LGBl 1984/19

Wiener GaragenG 2008 = Gesetz über das Einstellen von Kraftfahrzeugen, kraftbetriebene Parkein-
richtungen und Tankstellen in Wien (Wiener Garagengesetz 2008 –
WGarG 2008) LGBl 2010/46

Wiener Tanzschulgesetz = Gesetz betreffend die Erteilung von Unterricht in Gesellschaftstänzen
(Wiener Tanzschulgesetz 1996) LGBl 2000/47

Wiener Tierhaltegesetz = Gesetz über die Haltung von Tieren (Wiener Tierhaltegesetz)
LGBl 1987/39

Wiener Wettengesetz = Gesetz über den Abschluss und die Vermittlung von Wetten (Wiener
Wettengesetz) LGBl 2016/26

WLSG = Gesetz, mit dem Bestimmungen zum Schutz vor Beeinträchtigungen des
örtlichen Gemeinschaftslebens erlassen werden und das Gesetz, mit dem
der Landespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung
bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird, geändert
wird (Wiener Landes-Sicherheitsgesetz – WLSG) LGBl 2001/29

WPG 2011 = Gesetz, mit dem die Prostitution in Wien geregelt wird (Wiener Prostitu-
tionsgesetz 2011 – WPG 2011) LGBl 2011/24

Wr AbfallwirtschaftsG = Gesetz über die Vermeidung und Behandlung von Abfällen und die Ein-
hebung einer hiefür erforderlichen Abgabe im Gebiete des Landes Wien
(Wiener Abfallwirtschaftsgesetz – Wr AWG) LGBl 1994/13

Wr BauO = Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bau-
ordnung für Wien – BO für Wien) LGBl 1930/11

Wr FiakerG = Gesetz über den Betrieb von Fiakerunternehmen und mit Pferden betrie-
benen Mietwagenunternehmen (Wiener Fiaker- und Pferdemietwagen-
gesetz) LGBl 2000/57

WRG = Wasserrechtsgesetz 1959 – WRG. 1959. BGBl 1959/215 (Wv)
Wr GrundsteuerbefreiungsG 1973 = Gesetz über die zeitliche Befreiung von der Grundsteuer

(Wiener Grundsteuerbefreiungsgesetz 1973) LGBl 1973/24
Wr GebrauchsabgabeG 1966 = Gesetz über die Erteilung von Erlaubnissen zum Gebrauch von

öffentlichem Gemeindegrund und die Einhebung einer Abgabe hiefür
(Gebrauchsabgabegesetz 1966) LGBl 1966/20

Wr GWO 1996 = Gesetz über die Gemeindewahlordnung der Stadt Wien (Wiener Gemein-
dewahlordnung 1996 – GWO 1996) LGBl 1996/16

Wr HO 2001 = Haushaltsordnung für den Magistrat Wien – HO 2001; Beilage zu
MD-976-1/01 vom 18. April 2001

Wr HundeabgabeG = Gesetz über die Einhebung einer Abgabe für das Halten von Wachhunden
und Hunden, die zur Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten
werden (Hundeabgabegesetz – HAG) LGBl 1984/38

Wr Kanalanlagen- und EinmündungsgebührensG = Kanalanlagen- und Einmündungsgebühren-
gesetz LGBl 1955/22

Wr Kanalräumungs- und KanalgebührenG = Gesetz über den Betrieb und die Räumung von Kanal-
anlagen und über die Einhebung von Gebühren für die Benützung und
Räumung von Unratsanlagen (Kanalräumungs- und Kanalgebühren-
gesetz – KKG) LGBl 1978/2

WrNSt StR 1977 = Wiener Neustädter Stadtrecht 1977 LGBl 1025-0 (Wv)
Wr ParkometerG 2006 = Gesetz über die Regelung der Benützung von Straßen durch abgestellte

mehrspurige Kraftfahrzeuge (Parkometergesetz 2006) LGBl 2006/9
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Wr PublikationsmediumV = Verordnung der Landesregierung über die Festlegung des Publika-
tionsmediums für Bekanntmachungen gemäß dem Bundesvergabegesetz
2006 und dem Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit 2012
LGBl 2012/60

Wr Rettungs- und KrankentransportG = Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetz – WRKG
LGBl 2004/39

Wr WasserversorgungsG = Gesetz betreffend die Zuleitung und Abgabe von Wasser (Wasserver-
sorgungsgesetz – WVG) LGBl 1960/10

Wr VerwaltungsabgabenG 1985 = Gesetz über die Festsetzung des Ausmaßes von Verwaltungs-
abgaben im Bereich des Landes und der Gemeinde Wien (Wiener Ver-
waltungsabgabengesetz 1985) LGBl 1984/49

Wr VG = Gesetz, mit dem das Wiener Veranstaltungsgesetz 2020 (Wr. VG) erlassen
wird LGBl 2020/53

WStV = Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung – WStV)
LGBl 1968/28

WTFG = Gesetz betreffend die Tourismusförderung in Wien (Wiener Tourismus-
förderungsgesetz – WTFG) LGBl 1955/13

WVAbstG = Gesetz über die Durchführung von Volksabstimmungen (Wiener Volks-
abstimmungsgesetz – WVAbstG) LGBl 1980/6

WVBefrG = Gesetz über die Durchführung von Volksbefragungen (Wiener Volks-
befragungsgesetz – WVBefrG) LGBl 1980/5

WVPVO = Verordnung der Wiener Landesregierung über die Höhe der Gebühren
in Vergaberechtsschutzverfahren (Wiener Vergabe-Pauschalgebühren-
verordnung – WVPVO) LGBl 2013/24

WVRG 2014 = Wiener Vergaberechtsschutzgesetz 2014 (WVRG 2014) LGBl 2013/37

ZahlungsverzugsRL = Richtlinie 2011/7/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
16. Februar 2011 zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäfts-
verkehr – ZahlungsverzugsRL ABl L 2011/48, 1 ff

ZTG = Bundesgesetz über Ziviltechniker (Ziviltechnikergesetz 1993 – ZTG)
BGBl 1994/15

ZVG = Bundesgesetz, mit dem das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch ua geändert
werden (Zahlungsverzugsgesetz – ZVG) BGBl I 2013/50
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